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Hervorgegangen aus dem 
Angehörigen Info. Das 
Angehörigen Info entstand im 
Hungerstreik der politischen 
Gefangenen 1989. 


Die F-Typ-Gefängnisse und ihre Auswirkungen 


auf die menschliche Gesundheit 


Vorabbericht über die F-Typ-Gefüng- 
nisse in der Türkei vom 5.8.2000 


Berichterstatter: Dr. Yesim Islegen (Frau- 
enärztin), Dr. Elif Kirteke (Gerichtmedizi- 
nerin) Dr. Erdogan Ozmen (Psychologe) 


Am 16. Juni 2000 hatte eine Gruppe von 
Delegierten, die sich u.a. aus den Vertreten 
der Architektenkammern, Ingenieurskam- 
mern und den Mitgliedern der Menschen- 
rechtskommission der Ärztekammer Istan- 
bul zusammensetzte, dem Appell der für 
Menschenrechte und Haftanstalten zu- 
ständigen zentralen Arbeitsgruppe der An- 
waltskammer Istanbul folgend, Untersu- 
chungen an einigen F-Typ-Gefängnissen, 
deren Bau bereits vollendet worden war, 
durchgeführt. 


„... Die sechs F-Typ-Gefängnisse, die mo- 
mentan in Betrieb sind, stimmen in ihrem 
Plan mit den weiteren noch nicht zu Ende 
gebauten drei überein. Alle F-Typen wur- 
den in Gegenden errichtet, die weit entfernt 
von Stadtzentren und Siedlungen sind.” 
„Die F-Typ-Gefängnisse befinden sich 
nicht in den Städten, in denen der einzel- 
ne Gefangene verurteilt wird. Sie sind an 
sieben verschiedenen Stellen der Türkei er- 
richtet worden. Alle politischen Gefange- 


Am 7.8. startete vor 
dem Potsdamer Land- 
gericht der Prozess 
gegen fünf Antifas 


Zur Vorgeschichte: 
Seit Anfang des Jahres 2005 organisierten 
sich Potsdamer Neonazis in der „Anti-An- 
tifa Potsdam“ mit personeller Unterstützung 
von KameradInnen aus den verbotenen Ber- 
liner kameradschaften „Baso“ und „Tor“. 
Jedes Wochenende zogen sie los und 
machten Jagd auf bekannte und vermeint- 
liche Antifas, es kam zu über 20 Angriffen 
und Bedrohungen. Die Stadt ignorierte das 
Problem, ließ potentielle und reale Opfer al- 


nen werden in diese Haftanstalten einge- 
liefert. Bezüglich der Erreichbarkeit stellen 
sie für die Verteidigung ein ernsthaftes Hin- 
dernis dar. Dieses Problem der schlechten 
Verkehrsverbindung wird zusätzlich ver- 
größert durch die Positionierung der Ge- 
fängnisse an abgelegenen Rändern der je- 
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Gefängnishof im modernen 6 ängnis Billwerde 


lein. Videoüberwachung und Polizeipräsenz 
waren offensichtlich ungeeignet, rechte Ge- 
walttaten zu verhindern. 

Im Juni 2005 wurden fünf Jugendliche 
festgenommen, nachdem ein stadtbekann- 
ter Neonazi bei einer Auseinandersetzung 
eine 4A cm lange Platzwunde davontrug. Ge- 
gen sie wurde wegen versuchten Mordes er- 
mittelt. Eine Betroffene, Julia S., saß auf- 
grund dieses Tatvorwurfs fünf Monate in 
Untersuchungshaft. 

Der Mordvorwurf gründete sich einzig auf 
der Einschätzung des damals ermittelnden 
Staatsanwaltes P. Petersen, die Täterinnen 
seien AntifaschistInnen und würden als sol- 
che den Tod eines Nazis jederzeit beabsich- 
tigen oder wenigstens billigend in Kauf neh- 
men. 

Somit erklärte er alle AntifaschistInnen zu 
potentiellen MörderInnen. Die gleiche Ab- 


weiligen Städte. Wegen des Mangels an öf- 
fentlichen Verkehrsmitteln in diesen Ge- 
bieten können die Besucher entweder nur 
mit eigenen Autos oder mit Taxen die dor- 
tigen Gefängnisse erreichen. 

Die in sieben verschiedenen Städten be- 
findlichen 11 F-Typ-Gefängnisse sind: 
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teilung der Staatsanwaltschaft sah in einem 
kurz darauf folgenden brutalen Überfall von 
15 Neonazis auf einen Potsdamer Antifa- 
schisten und dessen Begleiter, bei dem ei- 
nem Opfer mit einer abgeschlagenen Bier- 
flasche in den Hals gestochen wurde, nur ei- 
ne gefährliche Körperverletzung. 

Die Potsdamer Justiz versuchte damit, das 
Problem rechtsextremer Gewalt herunterzu- 
spielen auf einen Bandenkrieg, die so ge- 
nannte „Gewaltspirale“, in dersich linke und 
rechte Jugendliche in gleichem Maße ge- 
genseitig die Köpfe einschlagen würden. Ge- 
gen diese extremistische Gewalt würde nun, 
durch die harte Anklage, endlich einmal hart 
durchgegriffen werden. 

(Fakt ist aber, dass seit Januar 2005 über 
20 Übergriffe von Nazis auf „Linke“ ver- 
zeichnet wurden, und kein einziger anders- 
herum.) —e 


Edirne, Tekirdag Nr. 1 und 2, Izmit Nr. 1 
und 2, Bolu, Sincan Nr. 1 und 2, Izmir/Kiri- 
klar, Nr. 1 und 2, Adana-Kürkcüler. 

Das Kocaeli-F-Typ-Gefängnis Nr. 1 liegt 
in der Umgebung von Kandira, weit ent- 
fernt vom Stadtzentrum. Es besitzt eine Ka- 
pazität für 373 Personen mit 103 Klein- 
gruppenisolationseinheiten (Dreierzellen) 
und 64 Einzelzellen. 

Die Kleingruppenisolationseinheiten für 
drei Personen sind in zwei Etagen erbaut. 
Der Hof besteht aus einem 50 Quadratme- 
ter großen Betonplatz und ist umgeben von 
acht Meter hohen Betonwänden. Die aus ei- 
ner Etage bestehenden Einzelzellen sind 8 
am groß. 

Während die Inhaftierten in diesen Ein- 
zel- und Dreierzellen täglich nur eine Stun- 
de Zugang zum Hof hatten, hat sich diese 
Zeitspanne seit einer neuen Regelung vom 
Jahr 2006 auf die Zeit von den Morgen- bis 
in die Abendstunden verlängert. Zwei bis 
drei Einzelzellen teilen sich denselben Hof, 
d.h. die in Einzelzellen befindlichen Inhaf- 
tierten können während des Hofgangs min- 
destens einen anderen Gefangenen sehen. 
Die Inhaftierten in den Dreierzellen gehen 
gemeinsam zu dritt in den Hof. Diejenigen 
Gefangenen, die zu lebenslänglicher, 
schwerer Haft verurteilt wurden, dürfen nur 
eine Stunde täglich alleine in den Hofgang. 

Über den Einzelzellen befinden sich Ein- 
heiten, die als Arbeitsstätten genutzt wer- 
den sollen. 

Laut Aussagen der Zuständigen des Mi- 
nisteriums können sich die Häftlinge, die 
sich der Tretman-Methode anpassen, d.h. 
die gehorsam die Anordnungen des Ge- 
fängnispersonals befolgen, zu bestimmten 
Tageszeiten in dieser Abteilung beschäfti- 
gen. Außer diesen Einheiten gibt es noch 
Gemeinschaftsräume wie eine kleine 
Sporthalle und eine kleine Bücherei. 

Für 373 Gefangene sind insgesamt neun 


—— 
Prozess gegen Antifas in Potsdam ... 


Sehr schnell nach der Festnahme der fünf 
Antifas gründete sich eine Soligruppe, die 
sich zum Ziel setzte, die Betroffenen zu un- 
terstützen, insbesondere die Gefangene aus 
dem Knast zu holen, und dem Versuch, An- 
tifaschismus zu kriminalisieren, offensiv 
entgegenzutreten. Durch intensive Pressear- 
beit, mehrere Knastkundgebungen, Kom- 
munikationsguerilla-Aktionen u.ä. wurde 
massiver öffentliche Druck aufgebaut, von 
immer mehr Seiten kam die Forderung nach 
Freilassung der jungen Antifaschistin und 
Kritik an der eindeutig politisch motivierten 
und komplett überzogenen Anklageschrift. 

Das mediale Aufsehen und der massive öf- 
fentliche Druck zwangen die Staatsanwalt- 
schaft in die Defensive. Petersen ließ sich 
monatelang verleugnen und hielt entlasten- 
de Beweismaterialien zurück, wodurch die 
U-Haft der inhaftierten Antifaschistin 
künstlich verlängert wurde. Doch schließ- 
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Hochsicherheitszaun in Stammheim 


Anwaltsbesuchsräume vorgesehen. Hinter 
dem Anwaltsplatz befindet sich eine Glas- 
scheibe, von der aus ein Wärter das Ge- 
spräch zwischen dem Gefangenen und dem 
Rechtsanwalt mitverfolgt. Die Besuche 
werden in Räumen, die voneinander durch 
eine Glaswand getrennt sind, per Telefon 
abgehalten. 

Man muss erwähnen, dass, obwohl alle 
Räume aus Isolationszellen bestehen, das 
Ministerium auf eine untere Abteilung spe- 
zielle dunkle Zellen hat errichten lassen, die 
in den Medien als Isolationszellen aufge- 
deckt worden waren. Allerdings wurden 
diese Zellen bisher nur einmal in Izmir Kiri- 
klar bei nicht-politischen Häftlingen ange- 
wendet.” 


Bewertung 


„1. Die Untersuchungen .. haben ergeben, 
dass die F-Typ-Gefängnisse (einschließlich 
der Einzel- nd Dreierzellen) in ihrem ge- 
samten Plan die Grundlage für die Isolati- 
on bilden und speziell dafür erbaut worden 
sind. 

... 3. Im Rahmen der oben genannten Ei- 
genschaften können diese Gefängnisse, de- 
ren Planungszweck die Isolation ist, zu den 
unten genannten Beschwerden führen. 

Die Einzel- oder Dreierzellen (Kleingrup- 


lich musste sie im November 2005 nach fünf 
Monaten Haft entlassen werden, nachdem 
die Konstrukte der Staatsanwaltschaft öf- 
fentlich nicht mehr zu rechtfertigen waren. 

Die mittlerweile bekannt gewordene Ver- 
setzung Petersens von der Abteilung für Po- 
litische Straftaten zu den Allgemeinen Straf- 
sachen betrachten wir als direkte Konse- 
quenz aus seinem Vorgehen und der politi- 
schen Niederlage, die die Staatsanwaltschaft 
hinnehmen musste. 

In diesem Jahr endlich wurde die Ankla- 
ge vom zuständigen Richter auf gefährliche 
Körperverletzung herabgestuft, da ein un- 
abhängiges Gutachten ergab, was von An- 
fang an offensichtlich war: dass überhaupt 
keine Tat vorliegt, die als versuchte Tötung 
bewertet werden kann. 

Am ersten Prozesstag wurde dem Antrag 
einer immer noch minderjährigen Ange- 
klagten stattgegeben, die Verhandlungen 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit ablau- 
fen zu lassen. 

Trotzdem versammeln sich an jedem Ver- 


- penisolationseinheiten) bedeuten zu- 
sammen mit einer physischen Isola- 
tion eine relative oder totale soziale 
Isolation. Die durchgeführten experi- 
mentellen Analysen zeigten, dass die 
soziale Isolation ernsthafte patholo- 
gische Auswirkungen auf den Körper 
, sowie auf die Psyche des Einzelnen 
. hat. .... 

Einige dieser krankhaften Erschei- 
‚ nungen sind: die Verkleinerung des 

Blickfeldes, Schädigung des Gehörs 

mit in der Folge zunehmendem Ver- 

lust des Hörvermögens, neurogene 
Schwerhörigkeit, Tinnitus ... 

In Abhängigkeit von der Dauer der Iso- 
lation und der psychischen Grundverfas- 
sung des Inhaftierten sind bei der Isolation 
ausgesetzten Menschen Symptome und 
Krankheitsbilder wie Konzentrations- 
störungen, Depression, visuelle sowie au- 
ditive Halluzinationen, Schlafstörungen 
und der Verlust intellektueller Fähigkeiten 
beobachtet worden. In Zusammenhang da- 
mit wurden Verhaltensänderungen mit pas- 
siver oder aggressiver Eigenschaft, Störun- 
gen bei der Wahrnehmung der sozialen 
Identität, Misstrauen, Skeptizismus, Redu- 
zierung der Qualität der sozialen Bezie- 
hungsfähigkeit etc. festgestellt. 

In Verbindung mit den direkten neu- 
roendoktrinen Veränderungen, verursacht 
durch die soziale Isolation, treten im endo- 
krinen System ebenfalls Veränderungen 
auf. Auch gehören Adipositas (Fettleibig- 
keit), Asthenie-Syndrom, Amenorrhoe 
(Ausbleiben der Regelblutung), Hirsutismus 
(übermäßige Körperbehaarung), vorzeitiger 
Eintritt der Menopause zu den Verände- 
rungen, die durch die Isolation bedingt auf- 
treten können. 

Unter Isolationsbedingungen wurden 
ebenfalls im Immunsystem Veränderungen 
beobachtet. Vor allen Dingen sind die Re- 


handlungstag ca. 15 SympathisantInnen der 
Angeklagten, um sie zu unterstützen und zu 
zeigen, dass das öffentliche Interesse trotz- 
dem vorhanden ist. Nazis waren, außer 
natürlich Nahrath und das angebliche Op- 
fer, bisher nicht da. Allerdings werden noch 
stadtbekannte Nazis in den nächsten Tagen 
als ZeugInnen geladen sein. 

Bis jetzt konnten die Zeugen und der Ge- 
schädigte keine konkreten belastenden Aus- 
sagen gegen die Angeklagten machen, viel- 
mehr verliefen sie sich in Widersprüche und 
Ungereimtheiten. 

Am 13. September wird voraussichtlich 
die Urteilsverkündung stattfinden. 

Es gilt weiterhin, die von Repression be- 
troffenen Antifas zu unterstützen und sich 
gegen diesen Versuch, Antifaschismus zu 
kriminalisieren zu wehren! 

Antifaschismus ist nicht kriminell, son- 
dern notwendig! 

Nähere Infos zum Fall und Berichte über 
die einzelnen Prozesstage findet ihr auf: 

www.soligruppe-potsdam.de 


duzierung der zellulären Immunabwehr, die 
Zunahme der Wachstumsgeschwindigkeit 
von Tumoren und die Veränderung der vi- 
ralen Infektionsabwehr besonders auffällig. 
Weitere mögliche Krankheitsprobleme, die 
unter diesen Voraussetzungen auftreten 
können, sind z.B. Krankheiten des Gastro- 
Intestinal-Traktes aufgrund der zunehmen- 
den Stressbelastung durch die Isolation und 
der Fehlernährung, psychosomatisch dys- 
peptische Beschwerden, Bewegungsein- 
schränkungen, Muskel- und Gelenk- 
schmerzen, Atemwegserkrankungen, wie 
Tuberkulose, die durch mangelnde Belüf- 
tung, feuchte Luft sowie durch Kälte her- 
beigeführt werden, der Anstieg der Anfäl- 
ligkeit zu Infektionskrankheiten.” 


Schlussfolgerung 


„Die F-Typ-Gefängnisse stellen ein Haftsy- 
stem dar, das gegen die Menschenrechte 
verstößt, 

1. zum einen wegen der Risiken für die 
körperliche und psychische Gesundheit des 
Einzelnen, 

2. zum anderen, weil sie die Sicherheit der 
Inhaftierten vom Gefängnispersonal ab- 
hängig macht und somit ernsthafte Gefah- 
ren in sich birgt.” 
www.tayad.de 


Immer wieder ist über Kollaboration zwi- 
schen der BR Deutschland oder auch an- 
deren europäischen Ländern und der Tür- 
kischen Republik zu berichten, manchmal 
auch über Erfolge bei der Verhinderung. 
Wir berichteten im letzten Gefangenen In- 
fo über den anerkannten Flüchtling Yusuf 
Karaca, der den türkischen Häschern aus- 
geliefert werden sollte. Er kam jetzt frei, 
aber nur nach langem Kampf, unter ande- 
rem und vor allem einem langen Hunger- 
streik. Wir dokumentieren seine Erklärung 
vom 10. August, dem 78. Tag seines To- 
desfastens. 


Yusuf Karaca ist freil 


Das Oberlandesgericht hat sich gestern ge- 
gen die Auslieferung von YusufKaraca, an- 
erkannterpolitischer Flüchtling, an die Tür- 
kei ausgesprochen. Yusuf, der seit über 90 
Tagen im Hungerstreik war, ist nun in der 
Uniklinik in Frankfurt am Main und wird 
dort behandelt (zur Hintergrundinfo). Wä- 
re erin die Türkei ausgeliefert worden, hät- 
ten ihn dort weitere 20 Jahre Haft erwar- 
tet. 10 Jahre hatte er schon gesessen und 
bei den Todesfasten mitgemacht. Wir freu- 
en uns, dass das Gericht sich gegen die Aus- 
lieferung ausgesprochen hat, und hoffen, 
dass es Yusuf Karaca bald gesundheitlich 
besser geht. 

Trotzdem bleiben offene Fragen: 

Wie kann es sein, dass überhaupt ein an- 
erkannter Flüchtling aufgrund eines Aus- 


lieferungsantrages von einem Land aus 
dem er geflüchtet ist, in Haft genommen 
wird? 

Wie kann es sein, dass sich deutsche Ge- 
richte ernsthaft mit einem Urteil (in der Tür- 
kei) auseinandersetzen, das von einem ab- 
hängigen Gericht (Staatssicherheitsgericht) 
gefällt wurde, ohne Anwälte, ohne Zeugen 
und mit Aussagen, die unter Folter er- 
zwungen wurden? 

Welchen Sinn hat das politische Asyl, 
wenn man im Zufluchtsland vor Verfol- 
gung nicht sicher ist? 

Yusuf Karaca hatte aufgrund seiner 
schrecklichen Erlebnisse und Erfahrungen 
in türkischer Haft, gesundheitliche Schäden 
davongetragen. Es bleibt zu hoffen, dass 
ihm der Knast hierzulande nicht noch mehr 
zugesetzt hat. Die Untersuchungen in der 
Uniklinik werden das zeigen. 

nrw_karawane, 24.8. 


Erklärung von Yusuf Karaca zu 
seiner Situation: 


An die Presse und die Öffentlichkeit 

Ich befinde mich zur Zeit im Kasseler Ge- 
fängniskrankenhaus, meine Gesundheit 
und Sicherheit sind sehr gefährdet. Ich 
brauche Unterstützung und Solidarität 
durch die Öffentlichkeit! 


Arrestzelle im Gefängnis Billwerder 


Heute ist der 78. Tag meines Todesfastens. 
Diese Zeilen schreibe ich unter schweren 
Bedingungen, ich fasse meine letzte Kraft 
zusammen, um dies zu realisieren. Aber ich 
habe auch keine andere Möglichkeit mehr, 
um mich an die Öffentlichkeit zu wenden. 
Im Folgenden möchte ich über meine poli- 
tische Vergangenheit berichten. 

Ich wurde in der Türkei aufgrund meiner 
politischen Einstellung verhaftet und 15 
Tage lang schwer gefoltert. Ich musste un- 
ter diesen Bedingungen Aussagen unter- 
schreiben, die von Taten handelten, mit de- 
nen ich nichts zu tun hatte. Aufgrund des- 
sen wurde ich vom Staatssicherheitsgericht 
DGM (diese Gerichte wurden auf Druck der 
EU wegen ihrer Parteilichkeit und Domi- 
nanz durch das Militär aufgehoben) zu le- 
benslanger Haft verurteilt. 

Ich war während der 10 Jahre der Inhaf- 
tierung - wie viele andere politische Ge- 
fangene auch - an Hungerstreiks und zu- 
letzt an dem Todesfasten gegen die Isolati- 
onshaft beteiligt. Wir wurden regelmäßig 
gefoltert. Während des Todesfasten wurden 
unsere Zellen in Brand gesetzt, und dabei 
wurden 120 politische Gefangene getötet. 
Die Regierung wollte keine Zugeständnis- 
se machen und Isolationshaft mit allen Mit- 
teln durchsetzen. 

Viele Gefangene, die diese Intervention 
überlebt haben, waren psychisch zerstört 
und hatten körperliche Behinderungen, wir 
waren also Krüppel, und unser Leben war 
ein Alptraum geworden. Ich 
wurde, wie viele andere auch, 
durch das Gutachten von Ärz- 
ten, die das Wernicke-Korsa- 
koff-Syndrom bei uns fest- 
stellten, für eine vorüberge- 
) hende Zeit zwecks einer me- 
- dizinischen Behandlung ent- 
| lassen. Ich wurde ca. 2 Mona- 
te in der Türkei medizinisch 
behandelt und bin dann auf- 
grund der unzureichenden 
medizinischen und finanziel- 
len Mittel 2002 nach Deutsch- 
land geflohen. Denn ich hatte 
die Hoffnung, dass ich in 
Deutschland die nötige medi- 
 zinische und finanzielle Ver- 
) sorgung bekommen würde, 
um zumindest keine bleiben- 
den schweren gesundheitli- 
chen Schäden zu behalten. 
Außerdem drohten ich in der 
Türkei noch 20 Jahre Haft, so- 
mit bin ich dieser Haft auch 
entkommen. 

Mein Asylantrag wurde in 
Deutschland als Flüchtling im 
Sinne der Genfer Flüchtlings- 
konvention rechtskräftig an- 
erkannt, ich wurde von drei 
verschiedenen Ärzten medizi- 
nisch versorgt und war zudem 
in psychologischer Behand- 
lung. 

Ich habe versucht, wieder 
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ein selbständiges Leben zu führen, habe ei- 
ne Wohnung genommen und Deutschkur- 
se besucht. Es klappte alles gut, bis ich zur 
Polizei bestellt wurde. Mir wurde mitgeteilt, 
dass die Türkei aufgrund meiner noch ver- 
bleibenden 20 Jahre Haft meine Ausliefe- 
rung beantragt habe. Durch das Urteil des 
Oberlandesgerichtes wurde ich verhaftet. 

Es wird eine Auslieferung an die Türkei 
angestrebt, obwohl der Justiz bekannt ist, 
dass ich sowohl körperlich als auch psy- 
chisch krank und aufgrund dessen in Be- 
handlungbin. Zudem ist auch bekannt, dass 
ich lange Zeit gefoltert wurde und die wei- 
teren 20 Jahre Haft unter noch brutaleren 
Bedingungen absitzen würde, denn mitt- 
lerweile sitzen die politischen Gefangenen 
in der Türkei in Isolationshaft. Nach mei- 
ner Inhaftierung in Deutschland hatte ich 
keine andere Möglichkeit als das Todesfa- 
sten, um mich gegen die Auslieferung zu 
wehren. Meine Antwort auf das ungerech- 
te System ist: „Entweder Freiheit oder Ster- 
ben!“ 

Somit habe ich am 25. Mai mit dem To- 
desfasten angefangen, heute ist der 78. Tag. 
Mein gesundheitlicher Zustand verschlech- 
tert sich zunehmend, denn ich bin auch 
durch das vorherige Hungern und durch 
Folter ohnehin schon geschwächt. Ich ha- 
be starke Schmerzen, nur Alpträume, und 
mein Körper schrumpft ständig. Ich war zu 


Wieder Verhaftung 
kurdischer Politiker 
in Deutschland 


isku, 14.8. Am 8. August wurde der kurdi- 
sche Politiker Muzaffer Ayata (Bild) in 
Mannheim festgenommen. Ihm wird vor- 
geworfen, PKK-Verantwortlicher für die 
Region Süddeutschland zu sein. Einen Tag 
später wurde Riza Erdogan in Duisburg ver- 
haftet. 

Beide sind seit vielen Jahren in der kur- 
dischen Bewegung aktiv und in der Bun- 
desrepublik als politische Flüchtlinge aner- 
kannt. Muzaffer Ayata verbrachte bereits 
zwanzig Jahre in türkischen Gefängnissen. 
Über seine Erfahrungen hat er ein in türki- 
scher Sprache erschienendes Buch mit dem 
Titel „Diyarbakir Zindan“ (Der Kerker von 
Diyarbakir) geschrieben. Vor drei Jahren 
kam er in die Bundesrepublik, wo er seine 
politische Arbeit fortsetzte. So betrieb er 
Lobbyarbeit für die in der Türkei tätige und 
inzwischen aufgelöste legale politische Par- 
tei DEHAP, schrieb Kolumnen und Analy- 
sen für verschiedene Zeitungen und Zeit- 
schriften und setzte sich nicht zuletzt un- 
ermüdlich mit den veränderten gesell- 
schaftlichen und politischen Bedingungen 
und den Menschen auseinander. Als ein in 
Deutschland lebender Kurde, dem aufgrund 
der immer noch ausstehenden Lösung der 


Beginn im Gefängnis Weiterstadt; nachdem 
sich mein Zustand verschlechtert hat, wur- 
de ich in das Gefängniskrankenhaus nach 
Kassel gebracht. 

Vor ca. zwei Wochen wurde ein Psycho- 
loge mit einem Dolmetscher zu mir ge- 
schickt. Er befragte mich eine Stunde lang 
über Themen wie meine Kindheit, meine 
politischen Aktivitäten, warum ich poli- 
tisch aktiv gewesen sei und viele andere 
Fragen. Es hat für mich eher wie ein Ver- 
hör ausgesehen als ein therapeutisches Ge- 
spräch. Nun frage ich die Öffentlichkeit: 
Dieser Psychologe fragte mich eine Menge 
belanglose Sachen, aber warum fragte er 
nicht nach der Folter und der Drangsalie- 
rung während meiner Inhaftierung in der 
Türkei? Warum sind die Unterdrückung 
und die politischen Angriffe und deren 
Auswirkungen auf meine Psyche kein The- 
ma für den Psychologen? Ebenso hat sich 
der Psychologe auch gar nicht für meinen 
psychischen Zustand während des jetzigen 
Todesfastens interessiert. Aber genau all 
dies müsste er doch als Psychologe thema- 
tisieren. Statt dessen wiederholte er fol- 
gendes: „Ob Sie in der Türkei schuldig sind 
oder nicht und was Sie in der Türkei durch- 
gemacht haben, das ist eine Sache zwischen 
Ihnen und der Türkei. Sie haben noch 20 
Jahr Haft, aber wenn die Türkei in die EU 
aufgenommen wird, wird bestimmt eine 


kurdischen Frage die Rückkehr in sein Her- 
kunftsland verwehrt ist, beschäftigte er sich 
viel mit der europäischen Kurdenpolitik 
und bemängelte die unklare Haltung der EU 
zur kurdischen Frage. So machte er darauf 
aufmerksam, dass die EU während des 
heißen Krieges zwischen der kurdischen 
Guerilla und der türkischen Armee etliche 
Aufrufe für einen Waffenstillstand und den 
Beginn eines Dialoges gemacht hatte, nach- 
dem die PKK jedoch den Waffenstillstand 
erklärt hatte, den Kongra Gel als Nachfol- 
georganisation auf ihre Liste terroristischer 
Organisationen setzte. Ein weiteres wichti- 
ges Thema war für ihn stets der Wandel der 
kurdischen Bewegung vor dem Hinter- 
grund veränderter weltweiter Rahmenbe- 
dingungen. Hierbei plädierte er für das Mo- 
dell des demokratischen Konföderalismus, 
das auf Basisdemokratie unter Bewahrung 
der bestehenden Staatsgrenzen in Kurdi- 
stan setzt. Seine Vision formulierte er am 
3. Juni 2006 in der in Deutschland er- 
scheinenden Tageszeitung Özgür Politika: 
Das Volk soll keine Lösungen vom Staat er- 
warten, sondern selbst Lösungen ent- 
wickeln. Alle Teile der Gesellschaft sollen 
gemäß ihrer Überzeugungen und Bedürf- 
nisse auf der Grundlage des Prinzips der 
Geschlechtergleichberechtigung in Frieden 
und auch mit der Natur in friedlicher Form 
leben. Anstelle von Feindschaft und Krieg 
mit Nachbarvölkern, anstelle neuer Grenz- 
ziehungen soll ein Leben in Freundschaft, 
Frieden und Geschwisterlichkeit umgesetzt 


Amnestie erlassen.“ 

Des weiteren sagte er, dass ich mit dem 
Todesfasten aufhören soll, da es zwischen 
Deutschland und der Türkei Vereinbarun- 
gen gebe und ich verpflichtet sei zu essen. 
Außerdem ginge es mir soweit gut, ich hät- 
te vor dem Beginn des Todesfasten keine 
medizinische und therapeutische Behand- 
lung gebraucht. Daraufhin bin ich aggres- 
siv geworden, habe angefangen zu schrei- 
en und ihn rausgeschmissen. Die anderen 
Ärzte versuchen auch, mich von dem Hun- 
gern abzubringen. Eine Psychiaterin sagte, 
dass ich nicht unter dem „Wernicke-Kor- 
sakoff-Syndrom“ leiden würde, die einzige 
Beeinträchtigung für meine Gesundheit sei 
das Hungern, davor wäre es mir doch gut 
gegangen. Ebenso betonte sie, dass sie, 
wenn ich das Hungern nicht freiwillig auf- 
geben würde, durch medizinische Inter- 
vention handeln müsse. Das heißt, ich 
könnte in diesem Rahmen auch eine Sprit- 
ze bekommen, die schwere körperliche 
Schäden anrichten könnte. 

Es wird ständig psychischer Druck auf 
mich ausgeübt, und sogar in meiner schwa- 
chen körperlichen und psychischen Verfas- 
sung bin ich gezwungen, mit den Ärzten zu 
diskutieren. Ich lasse außer dem Blut- 
druckmessen keine andere medizinische 
Versorgung zu. Ich bin mittlerweile von 83 
kg auf 57 kg runter gehungert, leide unter 


A werden. Das 
Wesen des de- 
mokratischen 
Konföderalis- 
mus ist neben 
der Selbstorga- 
nisierung der 
Völker in de- 
mokratischer 
‚ Form das Zu- 
sammenleben 
der Völker in 
gegenseitiger 
Achtung. An- 
stelle von äußeren Eingriffen oder Provo- 
kationen geht es darum, Frieden und De- 
mokratie von der Basis aus zu organisie- 
ren.“ 

Es mag diese Haltung Muzaffer Ayatas 
sein, die ihn ins Visier des deutschen Staa- 
tes gebracht hat. Mit Sicherheit steckt hin- 
ter seiner Verhaftung aber auch der Druck 
der Türkei, die eine politische und friedli- 
che Lösung der kurdischen Frage nach wie 
vor ablehnt und in jüngster Zeit vor allem 
in ihrem Bemühen aufgefallen ist, die USA 
und den Irak dazu zu bringen, in Südkur- 
distan gegen die PKK vorzugehen. 

Als Freundinnen und Freunde Muzaffer 
Ayatas unterstützen wir seine politischen 
Gedanken und fordern die Bundesregie- 
rung und die EU auf, endlich eine konkre- 
te Kurdistan-Politik zu entwickeln, die nicht 
auf konjunkturellen Interessen basiert, und 
ihren Beitrag zu einer friedlichen Lösung 


Nieren-, Magen-, Glieder- und Kopf- 
schmerzen. Meine Sehfähigkeit nimmt 
auch zunehmend ab, und ich habe Schwie- 
rigkeiten, aufrecht zu gehen. 

Trotz all dieser Beschwerden behaupten 
die ärztlichen Gutachter, dass es mir ge- 
sundheitlich gut ginge. Diese Ärzte machen 
Menschen wie mir durch solche unwahren 
Gutachten das Leben zur Hölle. Dabei dach- 
te ich doch immer, dass Ärzte unparteiisch 
seien und ihr Hauptinteresse das Wohl des 
Menschen sei. Ich habe mich leider maßlos 
getäuscht, auch Ärzte missbrauchen ihren 
Beruf und handeln in meinem Fall nicht 
zum Wohl des Kranken, sondern sind of- 
fensichtlich den Abkommen und Verträgen 
zwischen den beiden Ländern verpflichtet. 

Noch vor einem Jahr wurde mir das Asy- 
lrecht aufgrund meiner politischen Akti- 
vitäten gewährt, und jetzt soll ich ausge- 
liefert werden, weil ich ein ?Terrorist? sei. 
Ist das denn gerecht? Ist dieses Vorgehen 
vereinbar mit dem Rechtsstaat und den 
Menschenrechten? 

Aufgrund meines schlechten gesundheit- 
lichen Zustandes und des psychischen 
Drucks, der seitens der Ärzte und Psycho- 
logen ausgeübt wird und der Qualen, die 
ich hier durchmache, spiele ich mit Selbst- 
mordgedanken. Für eventuell bleibende 
körperliche Schäden oder sogar für den Tod 
sind die hiesigen Ärzte, das Oberlandesge- 


der kurdischen Frage zu leisten. Muzaffer 

Ayata und Riza Erdogan müssen unver- 

züglich aus der Haft entlassen werden. 
Informationsstelle Kurdistan e.V 


Hungerstreik gegen 
Repression gegen kurdische 
Politiker 


Die europäischen Länder, in erster Linie die 
deutsche Regierung und ihre Strafverfol- 
gungsbehörden, die seit mehreren Jahren die 
Kurden unterdrücken, einschüchtern oder zu 
Gefängnisstrafen verurteilen, haben jüngst 
die kurdischen Politiker/Journalisten Mu- 
zaffer Ayata, Nedim Seven und Riza Erdo- 
gan verhaftet und damit ihre bisherige Poli- 
tik erneut festgeschrieben. Es besteht kein 
Zweifel mehr daran, dass die Politik der Ter- 
rorisierung, Provokation und Isolation der 
Kurden das Resultat eines gemeinsamen 
Konzeptes der Türkei, USA und der europäi- 
schen Ländern ist. 

Vor allem Deutschland, das als praktischer 
Umsetzer dieses Konzeptes fungiert, macht 
das Leben der Kurdinnen und Kurden uner- 
träglich. Fundamentale demokratische 
Grundrechte wie die Meinungs-, Versamm- 
lungs- und Organisierungsfreiheit, das 
Durchführen von Seminaren oder die Abga- 
be öffentlicher Stellungnahmen zu politi- 
schen Ereignissen werden verboten. Ein- 
schüchterungen, Drohungen und Drangsa- 


richt und die deutsche Regierung, die mir 
zuerst Asyl gewährt und mich dann auslie- 
fern möchte, verantwortlich. 

Ich hoffe mit meinem Hilfeschrei auf die 
Unterstützung und Solidarität jedes einzel- 
nen Menschen. 

Kassel, 10.08.06 
Yusuf Karaca 


Presseerklärung und Kampagne von 
Solidarite sans frontieres (Schweiz) 


Deutschland verhaftet 
in der Schweiz aner- 
kannten Flüchtling 


Freiheit für Dursun Güner - 
keine Auslieferung in die Türkei! 


Dursun Güner, geboren 1958, lebt seit 2003 
in der Schweiz. Am 25. Oktober 2004 wur- 
de ihm Asyl gewährt. Er wurde am 27. Mai 
2006 beim Grenzübertritt von der Schweiz 
nach Deutschland aufgrund eines türki- 
schen Interpol-Haftbefehls verhaftet. Er 
sitzt seither in Auslieferungshaft in Lörrach 
(Deutschland). Die Türkei muss bis zum 7. 
Juli 2006 ein förmliches Auslieferungser- 
suchen nachliefern. Wird Dursun Güner 


lierungen von Mitgliedern und Vor- 
standsangehörigen kurdischer Vereine auf- 
grund ihrer politischen und kulturellen Ak- 
tivitäten und der Verfolgung ihrer legitimen 
Belange, hat die Kurden nun an einen Punkt 
gebracht, um ihre Situation an die breitere 
Öffentlichkeit zu bringen. 

Menschen, die in diesem Land zum Teil seit 
vielen Jahren leben und arbeiten, werden 
durch Ausländerbehörden und Gerichte in 
einem nicht mehr hinnehmbaren Ausmaß 
kriminalisiert und als „Gefährder“ der inne- 
ren Sicherheit Deutschlands stigmatisiert, 
die Deutschland zu verlassen hätten. Verei- 
ne, die unserer Föderation angeschlossen 
sind, werden kurzerhand zu „Stützpunkten 
der PKK“ erklärt. Und dies, obwohl alle Ver- 
eine eine ordnungsgemäße Satzung haben 
und völlig legal in Handelsregistern einge- 
tragen sind. Diese Entwicklung ist aus unse- 
rer Sicht als Besorgnis erregend zu qualifi- 
zieren. 

Seit Jahren konzentriert sich unsere Arbeit 
aufeine friedliche und gleichberechtigte Ko- 
operation mit allen gesellschaftlichen Grup- 
pen, wirken wir auf unsere Mitglieder ein, 
sich in diese Gesellschaft zu integrieren, lei- 
sten wir alle einen Beitrag zu einem positi- 
ven Miteinander. Wir bemühen uns aber 
auch seit langer Zeit um einen Dialog mit 
den politisch Verantwortlichen in Deutsch- 
land. Doch müssen wir die bittere Erfahrung 
machen, dass unsere ausgestreckte Hand 
nicht ergriffen wird, dass wir auf eine Mau- 
er des Schweigens und der Ignoranz stoßen, 


ausgeliefert, drohen ihm in der Türkei Fol- 
ter und eine langjährige Haftstrafe. 

Die von der Türkei erhobenen Vorwürfe 
(drei Tötungsdelikte in den Jahren 1978 bis 
1981) sind den schweizerischen Behörden 
bereits seit der Einreichung seines Asylge- 
suches bekannt. Die Vorwürfe wurden aber 
als haltlos verworfen, das Bundesamt für 
Flüchtlinge anerkannte Güner als Flücht- 
ling. Vor seiner Einreise in die Schweiz, wo 
seine Frau und seine 21-jährige Tochter le- 
ben, war Güner in Italien bereits 1998 auf- 
grund derselben Straftatvorwürfe verhaftet 
worden. Italien wies die türkischen An- 
schuldigungen ebenfalls zurück und ge- 
währte Herrn Güner Asyl. 

Es ist bekannt, dass der türkische Staat 
geflüchtete Oppositionelle auch im Ausland 
weiter verfolgt. Mit vorgeschobenen Haft- 
befehlen wegen Straftaten, die die Betrof- 
fenen in der Türkei angeblich begangen ha- 
ben sollen, missbraucht er dabei das inter- 
nationale Fahndungssystem Interpol. 

In den vergangenen Jahren sind mehre- 
re anerkannte Flüchtlinge (teils mit Schwei- 
zer Bürgerrecht) in dieselbe Situation gera- 
ten. Damit anerkannte Flüchtlinge in Zu- 
kunft in Sicherheit leben und sich frei be- 
wegen können, muss auf internationalem 
Parkett so rasch als möglich dafür gesorgt 
werden, dass sowohl Interpol als auch die 
nationalen Behörden Haftbefehle aus der 


dass wir als Kurdinnen und Kurden offenbar 
isoliert und geächtet werden sollen. 

Das ist schmerzhaft. 

Wir machen die Erfahrung, dass Kurden, 
die in ihrer Heimat verfolgt, verhaftet, ge- 
foltert werden und deren Kultur, Sprache und 
Existenz verboten wird, in Deutschland, wo 
sie glaubten, eine sichere Zuflucht gefunden 
zu haben, ähnlichen Repressionen ausgesetzt 
sind wie in der Türkei. Das ist schmerzhaft. 

Aus all diesen Gründen wollen wir beto- 
nen, dass wir - wiein der Vergangenheit auch 
- diese Repressionspolitik nicht einfach hin- 
nehmen wollen. Wir werden unsere politi- 
sche und kulturelle Identität nicht verleug- 
nen und Gewährung demokratischer Rechte 
auch für uns einfordern. Wir fordern die un- 
verzügliche Freilassung aller kurdischen Po- 
litiker, ein Ende undemokratischer Vorge- 
hensweisen und die Einstellung aller Ver- 
fahren gegen unsere Mitglieder. 

Eines wollen wir klarstellen: An unserer 
Politik des Dialoges werden wir unbeirrt fest- 
halten. Wir fordern die politisch Verant- 
wortlichen in Deutschland auf, sich nicht 
weiterhin unseren Bemühungen um Mei- 
nungsaustausch zu verweigern. 

Und dennoch: Aus Protest gegen die an- 
haltende Kriminalisierungspraxis werden 
die Mitgliedsvereine unserer Föderation ab 
dem 21. August 2006 schließen und Hun- 
gerstreiks in Stuttgart, Köln und Berlin 
durchführen. 

YEK-KOM e.V., Förderation der kurdischen 
Vereine in Deutschland 21.8.2006 


Türkei gegen anerkannte Flüchtlinge ein- 
gehender überprüfen. Vorgeschobene Haft- 
befehle müssen zurückgewiesen und die 
Betroffenen darüber informiert werden. 
Das Solidaritätskomitee protestiert gegen 
dieses missbräuchliche Vorgehen der Tür- 
kei. Es ruft alle dazu auf, sich diesem Pro- 
test anzuschließen und sich für die soforti- 
ge Freilassung von Dursun Güner einzu- 
setzen. 
Unterschreiben Sie die Petition (siehe un- 
ter: www.sosf.ch/) und sammeln Sie weite- 
re Unterschriften 
Postadresse für persönliche Briefe: 
Herr Dursun Güner, 
Justizvollzugsanstalt Waldshut-Tiengen 
Aussenstelle Lörrach, Bahnhofstr. 4 
D-79539 Lörrach 


Schweiz 


Entscheid im Fall Er- 
dogan vorerst negativ 


Mehrere Demonstrationen in 
verschiedenen Städten 


Die Bundesbehörden haben im Fall Erdogan 
E. einen Entscheid gefällt. Erist negativ, wird 
in letzter Instanz indes vom Bundesgericht 
entschieden, da es sich um einen politischen 
Fall handelt. Gegen dieses Spezialvorgehen 
protestiert das Bündnis gegen Ausschaffun- 
gen und Auslieferungen in die Türkei vehe- 
ment. Offensichtlich sind die schweizeri- 
schen Behörden gewillt, Erdogan in eine un- 
gewisse Zukunft in einen Folterstaat auszu- 
liefern. Das Bündnis hält jedoch fest, dass 
der Entscheid noch kein endgültiger ist. Es 
wird nun zum Endspurt angesetzt, und das 
Bündnis geht nach wie vor davon aus, dass 
Erdogans Auslieferung verhindert werden 
kann und muss. Für den 19.8. wäre in Mou- 
tier, Kanton Bern, eine Solidaritätsdemon- 
stration geplant gewesen. Dass diese bewil- 
ligt war, änderte nichts am schikanösen Ver- 
halten der Gefängnisleitungen. Es scheintim 
Fall Erdogan System zu haben, ihn jeweils 
vor Solidaritätskundgebungen in ein neues 
Gefängnis zu verlegen. Gestern, 18.8.06, hat 


das Bündnis erfahren, dass Erdogan nach 
Frauenfeld verlegt wurde - die fünfte Verle- 
gung innerhalb von 6 Monaten. Die De- 
monstration für den 19.8. wurde deswegen 
kurzfristig umdisponiert, und in Frauenfeld 
sollte eine Spontankundgebung stattfinden. 
Dort wurden die DemonstrantInnen aber 
nicht einmal aus dem Zug gelassen, sondern 
gleich von einem Großaufgebot der Polizei 
empfangen. Bereits auf der Anreise wurden 
mehrere AktivistInnen am Bahnhof in 
Zürich brutal verhaftet (Bild oben). Die Frau- 
enfelder Polizei ignorierte das Recht auf 
Spontankundgebungen, welches selbst bei 
restriktiver Gesetzesauslegung existiert, ver- 
mutlich auch im Kanton Thurgau. Die poli- 
tisch Verantwortlichen sahen das offenbar 
anders - nicht das einzige Brett vordem Kopf 
derjenigen, für die das Leben eines politi- 
schen Flüchtlings nicht viel Wert zu haben 
scheint. Dennoch wurde am heutigen Tag für 
Erdogans Freilassung demonstriert. In Mou- 
tier fand eine Demonstration statt, in Bern 
wurde gegen 18 Uhr ebenfalls in der Innen- 
stadt demonstriert. Dies, nachdem in Frau- 
enfeld Gepäckdurchsuchungen ohne Perso- 
nenkontrollen sowie ein Abzug ausgehan- 
delt wurden und die DemonstrantInnen 
nach Bern reisten. In Zürich fand gegen 20 
Uhr eine weitere Demonstration statt. Für 
kommende Woche sind weitere Demonstra- 
tionen in Basel und Bern geplant. Das Bünd- 
nis ruft zur zahlreichen Teilnahme und So- 
lidarität auf! 

Freiheit für Erdogan! 

Bündnis gegen Ausschaffungen und Aus- 


lieferungen in die Türkei 


Die Petition für Erdogans Freilassung zählt 
mittlerweile über 2000 Unterschriften 


Bündnis für Bleiberecht Hanau/Main- 
Kinzig 


Abschiebedrama geht 
weiter, Behörden zei- 
gen sich gnadenlos 


Serif Akbulut verhindert auch 3ten Ab- 
schiebeversuch mit Lufthansa Erst vergan- 
genen Dienstag Abend, nun am heutigen 
Freitag früh (11.8.) gleich wieder: Behörden 
und Bundespolizei wollen Serif Akbulut um 
jeden Preis abschieben. Doch der junge 
Mann, der seit über 8 Jahren in Deutschland 
lebt, der hier bestens integriert ist und sich 
nicht von seinen kranken Eltern trennen las- 
sen will, besteht auf seinem Bleiberecht: Er- 
neut hatte der Pilot, diesmal von Lufthansa, 
die Abschiebung abgebrochen. 

Gestern hatten Pfarrerinnen und Pfarrer 
aus dem Main-Kinzig-Kreis und Kreis Fulda 
in einem Offenen Brief dringlich an das Hes- 
sische Innenministerium appelliert, der 
Ankündigung einer Bleiberechtsregelung 
auch endlich Taten folgen zu lassen und ins- 
besondere Serif Akbulut sofort freizulassen. 

Serif Akbulut pendelt zwischen Abschie- 
behaft und Flugzeug, ständig in Angst und 
Ungewissheit, was mit ihm in den nächsten 
Stunden passiert. Die Verantwortlichen ha- 
ben offensichtlich überhaupt keinen Begriff 
davon, was sie hier einem jungen Menschen 
und seiner Familie antun, kommentiert Ha- 
gen Kopp vom Bündnis für Bleiberecht den 
neuerlichen Abschiebeversuch. Die Unter- 
stützung für die Familie Akbulut wird täg- 
lich breiter, das Unverständnis gegenüber 
dem gnadenlosen Verhalten der Behörden 
immer größer. Gemeinsam u.a. mit den Pfar- 
rerInnen, dem Fußballverein in Salmünster, 
der unlängst im Hessenfernsehen seine So- 
lidarität mit ihrem Mitspieler Serif Akbulut 
ausgedrückt hat, sowie mit Verwandten und 
Freunden wird sich das Bleiberechtsbündnis 
unvermindert für die Freiheit von Serif ein- 
setzen. 

Diese Abschiebeversuche sind ein Skan- 
dal, von Achtung der Menschenwürde kann 
keine Rede mehr sein, Serif Akbulut muss 
sofort freigelassen werden“, so Hagen Kopp 
abschließend. 


Haftrichterin verfügt drei weitere 


Monate Abschiebehaft 

Wie befürchtet hat die Richterin heute mor- 
gen (16.8.) in Schlüchtern dem Antrag des 
Regierungspräsidiums (RP) stattgegeben 
und Serif für 3 weitere Monate in Abschie- 
behaft geschickt. Bei der Verhandlung hat 
das RP deutlich gemacht, dass Serif im Ok- 
tober mit einem Charter (Sammelabschie- 
bung) abgeschoben werden soll. Weitere In- 


formationen dazu demnächst. Die Hoffnung 
war ja nicht groß, dass was anderes raus- 
kommt, aber Trauer, Wut und Verzweiflung 
haben sich dennoch dann bei allen breit ge- 
macht. 

Prima war aber, dass trotz des frühen Ter- 
mins um 6.30 ca. 50 Leute gekommen sind, 
um ihre Solidarität mit Serif auszudrücken. 
Darunter waren vor allem viele Mitbewoh- 
ner von Serif. Transparente wurden ausge- 
breitet, Sprechchöre gerufen, Musik gespielt 
und über eine gute Lautsprecheranlage vie- 
le Grußreden für ihn gehalten. Das Amtsge- 
richt liegt direkt an der Straße, Serif hat un- 
sere Kundgebung also gut mitbekommen 
können. Er wurde dann nach Ende der Ver- 
handlung wieder zurück in die JVA nach 
Frankfurt-Preungesheim gefahren. 

Weitere Infos: www.freiheit-fuer-serif.tk 


Halberstadt 
Ein Mensch 
verschwindet 


In der Nacht vom 15.8.06 zum 16.8.06 ge- 
gen drei Uhr früh wurde Thibaut Antonie 
Lassarat in dem so genannten Ausreisezen- 
trum in Halberstadt verhaftet. Anschließend 
wurde er offensichtlich nach Guinea abge- 
schoben. 

Lassarat lebte mindestens seit 1990 in der 
BRD. Auf Grund eines angeblichen Passver- 
gehens wurde er verurteilt und ein Jahr lang 
in den Knast gesperrt. Im Jahre 2002 wurde 
er in das so genannte Ausreisezentrum in 
Halberstadt eingewiesen. 

Das Ausreisezentrum wurde durch die da- 
malige sozialdemokratische Regierung in 
Sachsen-Anhalt, die durch die PDS toleriert 
wurde, 2002 eingerichtet. Mit dem offiziell 
als Modellprojekt bezeichneten Abschiebe- 
lager sollte getestet werden, mit welchen Me- 
thoden Menschen dazu gebracht werden 
können, initiativreich ihre eigene Abschie- 
bung zu unterstützen. Diese Methoden durf- 
ten und dürfen entsprechend dem zivilge- 
sellschaftlichen Diskurs keine sichtbaren 
Zeichen hinterlassen. In das Ausreisezen- 
trum werden Menschen eingewiesen, die ih- 
rer so genannten Mitwirkungspflicht bei der 
Betreibung ihrer Abschiebung nicht nach- 
kämen. Diese Mitwirkungspflicht ist nir- 
gendwo definiert. Das führt in der Regel da- 
zu, dass die Flüchtlinge der subjektiven Will- 
kür von BeamtInnen ausgeliefert sind, deren 


Qualifikation darin besteht, in einem Amt für 
Ordnung, Sicherheit und Straßenverkehr 
tätig sein zu dürfen.'Im Jahre 2005 wurde 
durch das Zuwanderungsgesetz die rechtli- 
chen Rahmenbedingungen für das Ausreise- 
zentrum nachträglich geschaffen.? 

Bei den Menschen im Ausreisezentrum 
handelt es sich um Flüchtlinge, deren Iden- 
titäten durch die Ausländerbehörden in 
Zweifel gezogen werden. Die Identität wird 
dann auf Grund von so genannten Sprach- 
gutachten festgelegt. Dazu werden die Men- 
schen immer wieder verhört. In Folge solch 
eines Sprachgutachtens galt Lassarat als Bür- 
ger der Elfenbeinküste. Im Jahre 2004 wur- 
de aus ihm ein Bürger von Guinea, ohne dass 
dies begründet wurde. Die Gründe dafür la- 
gen auf der Hand. In die Elfenbeinküste 
konnte Lassarat auf Grund der dortigen in- 
neren Entwicklung nicht abgeschoben 
werden. Zu dem verweigerte die Botschaft 
des Landes die Ausstellung des entspre- 
chenden Passes. 

Das Lager, in dem Lassarat leben mus- 
ste, befindet sich ca. 7 Kilometer außer- 
halb von Halberstadt. Die Möbel in sei- 
nem Zimmer waren Restbestände der 
NVA, die dieses Objekt bis ca. 1990 als 
Kaserne nutzte. In dem gesamten Zeit- 
raum musste Lassarat faktisch ohne einen 
Cent Geld leben. Die Menschen im Aus- 
reisezentrum erhalten ausschließlich Sach- 
leistungen. Das sind Bekleidungstücke aus 
der Kleiderkammer, Verpflegung und eben 
das Zimmer zum Schlafen. Briefmarken, 
Briefumschläge oder garBusfahrscheine sind 
in diesen Sachleistungen nicht enthalten. 
Lassarat hatte immer wieder gesundheitliche 
Probleme. Ein notwendiges Gutachten über 
seine Gesundheit wurde ihm stets verwehrt. 
Die Begründung durch das zuständige Sozi- 
alamt lautete, dass er dies selber bezahlen 
müsste. Die Menschen im Ausreisezentrum 
dürfen im Krankheitsfall nicht einfach zum 
Arzt gehen. Sie müssen sich in der Kran- 
kenstation im Lager durch eine Kranken- 
schwester begutachten lassen. Diese ent- 
scheidet dann, ob der Betreffende krank sei. 
Anschließend müssen sich die Flüchtlinge ei- 
nen Krankenschein vom Sozialamt holen. 
Der zuständige Vertragsarzt, zu dem sie sich 
dann begeben müssen, befindet sich ca. 7 km 
vom Lager entfernt.’ 

Lassarat durfte die Stadt Halberstadt seit 
dem Jahre 2002 nicht mehr offiziell verlas- 
sen. Die Residenzpflicht für die Menschen im 
Ausreisezentrum ist auf Halberstadt be- 
grenzt. In einer Verordnung, in der die Be- 
dingungen für das Lager noch einmal ver- 
schärft wurden sind, heißt es, „dass Urlaub- 
santräge der Flüchtlinge sehr restriktiv zu 
handhaben seien“.‘ Jede Woche musste Las- 
sarat sich seine Duldung bei der Ausländer- 
behörde verlängern lassen. Als er sich ein- 
mal diesem sinnlosen Verfahren entziehen 
wollte, da er das Lager so gut wie nie ver- 
ließ, wurde er umgehend verhaftet. 

Im Lager war Lassarat so was wie ein eh- 
renamtlicher Sozialarbeiter. Afrika, so wie sie 
ihn nannten, begleitete sie bei den notwen- 


digen Behördengängen und erläuterte ihn 
die anstehenden Verfahren. 

Immer wieder hat sich Lassarat an Perso- 
nen des öffentlichen Lebens gewandt, um sie 
aufdie Situation der Menschen im Lager auf- 
merksam zu machen. U.a. an Herrn Kosmehl, 
innenpolitischer Sprecher der FDP-Fraktion 
im Landtag Sachsen-Anhalts, an Herrn Prof. 
Dr. K. Peter Fritzsche, Inhaber des Lehrstuhls 
für Menschenrechtserziehung an der Otto- 
von-Guericke-Universität Magdeburg, an 
Kollegen Udo Gebhardt, Vorsitzender des 
DGB von Sachsen Anhalts, den Oberbürger- 
meister der Stadt Halberstadt, sowie an Frau 
Gabriel, selbsternannte Bürgerrechtlerin und 
derzeitige Vorsitzende des Bündnisses für ein 
gewaltfreies Halberstadt. Nicht eine dieser zi- 
vilcouragierten Personen hatte es für nötig 
befunden, Lassarat zu antworten. Die Schrei- 
ben, die er von offiziellen Institutionen er- 
hielt, sei es der Petitionsausschuss des Land- 
tages oder seine für ihn zuständige Auslän- 
derbehörde im Ohrekreis, enthielten stan- 
dardisierte Antworttexte. Nicht eins der An- 
liegen von ihm wurde konkret geprüft. 

Die Botschaft von Guinea hatte sich von 
2004 bis ca. Juli 2006 geweigert, Lassarat ei- 
nen Pass auszustellen, da er nicht ein Bür- 
ger dieses Staates sei. Aus welchen Gründen 
sich die Botschaft jetzt im August 2006 an- 
ders entschied, darüber kann mensch nur 
spekulieren. 

In Guinea herrscht ein Präsidialregime, 
welches auf den Seiten des Außenministeri- 
ums wie folgt umschrieben wird. Guinea- 
Bissau ist eine Präsidialrepublik mit starker 
Stellung des direkt gewählten Staatspräsi- 
denten, der nicht nur Oberbefehlshaber der 
Streitkräfte ist, sondern auch ein Vetorecht 
gegen Beschlüsse der Nationalversammlung 
besitzt, dieerzudem auch bei politischen Kri- 
sen auflösen kann ... Das System der verfas- 
sungsmäßigen Gewaltenteilung ist schwach 
ausgebildet, mit einer dominierenden Exe- 
kutive und einem nach wie vor sehr präsen- 
ten Militärsektor. 

Während des Generalstreikes im Juni die- 
ses Jahres wurden 12 Menschen durch so ge- 
nannte Anti-Aufruhr Einheiten erschossen.‘ 

Seit Jahren gibt es im Land ein Bürgerkrieg 
mit mal stärkeren und schwächeren Inten- 
sionen. Für wohlgemerkt deutsche Touristen 
gibt das Auswärtige Amt gegenwärtig die 
Warnung heraus, die Grenzregionen zu Se- 
negal nicht zu bereisen. Innerhalb der herr- 
schenden Gruppierung scheint sich im Mo- 
ment ein Kampf um die Neuaufteilung der 
Machtverhältnisse abzuspielen. Insgesamt 
sind die Zustände in Guinea mehr als insta- 
bil und entsprechen nicht einmal ansatzwei- 
se so genannten rechtsstaatlichen Kriterien. 

Die politische Verantwortung für das Aus- 
reisezentrum im Allgemeinen sowie dieser 
konkreten Abschiebung trägt der Innenmi- 
nister des Landes Sachsen-Anhalts. Welche 
Sorgfalt die Zivilgesellschaft bei der Auswahl 
dieser Personen walten ließ und lässt, zeigte 
der letzte Innenminister. Zu dem engsten 
Umfeld von Klaus Jeziorsky gehörten die 
Neofaschisten aus Pretzien, die sich in die- 
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sem Dorf legal in dem Verein „Heimat Bund 
Ostelbien“ organisieren durften.” Von dem 
gegenwärtigen Innenminister dürften die 
Menschen aus dem Ausreisezentrum auch 
nicht allzu viel erwarten können. Gehört er 
doch zu jenen inhaltsleeren funktionalen 
Charaktermasken, die, egal welche gesell- 
schaftlichen Gegebenheiten sich ergeben, 
immer einen Posten und ein Einkommen fin- 
den.° 

Wir wissen nicht, wo konkret Lassarat sich 
im Moment befindet und wie es ihm geht ... 


- 


Die Ausländerbehörden in den Landkreisen sind 
in der Regel in die Ämtern „Ordnung und Si- 
cherheit“ eingegliedert. 
2 Bis zu diesem Zeitpunkt wurde das Lager auf der 
rundlage von Verordnungen eingerichtet. Damit 
wurden Tatsachen geschaffen, die erst nachträg- 
lich rechtlich legitimiert wurden. Immerhin heißt 
es aber im Zuwanderungsgesetz, dass solche La- 
ger eingerichtet werden können, aber nicht ein- 
gerichtet werden müssten. 
Nachdem John Williams unter bis heute nicht ge- 
klärten Umständen in diesem Lager verstarb, wur- 
de dieses Verfahren so weit vereinfacht, dass sich 
die Menschen die Krankenscheine in dem Sozi- 
alamt der ZASt abholen können. 
4 Urlaubsanträge von Flüchtlingen haben nichts 
mit Urlaub zu tun, wie der Name suggeriert. Die- 
se Anträge müssen die Menschen im Ausreise- 
zentrum stellen, um den Ort Halberstadt verlas- 
sen zu dürfen, z.B. um eine Fahrt nach Aschers- 
leben zu machen. 
Das Ausreisezentrum ist direkt in der ZASt, der 
Zentralen Aufnahmestelle des Landes Sachsen 
Anhalts für Flüchtlinge untergebracht. 
6 www.labournet.de/internationales/gn/general- 
streik06.html 
7 Dieser Verein geriet im Juli 2006 in die Schlag- 
zeilen. Bei einer Sonnenwendenfeier die durch 
diesen Verein organisiert wurden war, wurde das 
Tagebuch von Anne Frank verbrannt. Mit den 
deutschen jungen Männern aus diesem Dorf, die 
u. a. mit T-Shirts Wehrmacht Pretzien herumlie- 
fen, ließ sich der damalige Innminister gemein- 
schaftlich fotografieren. Er selbst wohnte und 
wohnt in diesem Dorf. 
8 Herr Hövelmann ließ sich zum Politoffizier der 
NVA ausbilden. Nachdem diese Karriere durch die 
Ereignisse von 1989 beendet wurden ist, trat er 
der SPD bei. Dabei hatte er vergessen, seine Qua- 
lifikation zu benennen. In der SPD profilierte er 
sich als Rechtsaußen, dem schon die PDS zu links- 
radikal war. Für diese zivilcouragierte Identitäts- 
verschleierung wurde er jetzt im Jahre 2006 durch 
die Zivilgesellschaft mit dem Posten des Innen- 
ministers belohnt. 


w 
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Siehe auch: http://www2.amnesty.de/inter- 
net/deall.nsf/WNachLand?OpenViewe&tStart 
=1&Count=2008Expand=60#60 
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Filmbesprechung von Ilse Schwipper 


„Das bin ich mit einem 
kleinen Loch im Bauch 


Am späten Abend des 15. August 2006 lief 
im ersten Deutschen Fernsehen (ARD) ein 
Dokumentarfilm über einen Mann, der in 
den 70er Jahren bewaffnet kämpfte: „Hans- 
Joachim Klein - ein deutscher Terrorist.“ 

Beteiligt an dem Überfall der OPEC-Kon- 
ferenz am 21.12.75 in Wien (Organisation 
Erdöl exportierender Länder) waren außer 
Gabriele Kröcher-Tiedemann und Illich Ra- 
mirez Sänchez ( enannt Carlos) eben dieser 
Hans -Joachim Klein. Bei dieser Aktion 
starben drei Menschen, und 70 Geiseln wur- 
den genommen. 

Hans Joachim Klein wurde dabei durch 
einen Bauchschuss schwer verletzt und 
noch während der Aktion auf Drängen von 
Carlos in Wien operiert. Als ihm Aus- 
schnitte aus der damaligen Tagesschau vor- 
gespielt werden, sagt er wie beiläufig: „Das 
bin ich mit einem kleinen Loch im Bauch“. 
Dieses kleine Loch wird sein weiteres Leben 
bestimmen. 

Geschwätzig wie bei einem Kaffeeklatsch, 
oft mit Opernmusik unterlegt und mit Land- 
schaftsbildern emotional aufgeladen, prä- 
sentiert sich der ehemalige RZ-Guerilla im 
Fernsehen als Opfer. 

Mal erzählt er großmäulig, was für ein 
toffer Typ er doch war bei der Putztruppe 
in Frankfurt/Main mit Cohn-Bendit und 
Joschka Fischer, wie er Häuser besetzte, 
Waffen klaute von Polizisten und die Re- 
volution probte in den dortigen Wäldern. 

Dann wieder springt erin die Zeit mit Car- 
los, als er sich in der jemenitischen Wüste 
über den Englischlehrbüchern langweilte. 
Frustriert warf er wie nebenher den Zünder 
einer Handgranate vor ein Munitionslager, 
worauf sich die Palästinenser, wie Klein im 
Film spekuliert, ganz richtig haben denken 
müssen: „Aus welcher Psychiatrie ist der 
denn her ?“* 

Abgesehen von solch verharmlosenden 
Einschüben stellt er sich jedoch meist als 
Opfer von Manipulationen dar. Mal wurde 
er von anderen Gruppenmitgliedern beein- 
flusst, mal von einer Situation, die er nicht 
durchschaut, überrumpelt. Schuld an allem 
ist aber hauptsächlich der ehemalige 
Rechtsanwalt Klaus Croissant. „Alle, die 
durch das Büro gelaufen sind, landeten 
beim Terrorismus.“ 

Damit wird nicht nur Klaus Croissant dif- 
famiert, sondern die RZ insgesamt als ver- 
wahrloste und antisemitische Mörderban- 
de dargestellt. 

Überhaupt erinnert der Film in weiten 
Teilen an all die Bücher und Filme, die bis- 
her weltweit zur Geschichte der 68er Be- 
wegung und der Guerilla entstanden. Sym- 


ptomatisch all dieser Pamphlete ist die Ver- 
fälschung und Diffamierung dieses Auf- 
bruches. 

Im Mai 77 schickte H.J. Klein seine Waf- 
fe an das Nachrichtenmagazin Der Spiegel. 
In einem Begleitschreiben machte er seinen 
Ausstieg aus dem bewaffneten Kampf öf- 
fentlich macht und rechnete mit seinen Mit- 
streitern ab. Danach schrieb er sein Buch 
„Rückkehr in die Menschlichkeit.“ 

Darin behauptet er, Kritik und Zweifel an 
der Richtigkeit des Kampfes seien nicht er- 
laubt gewesen, „dann hätte ich gleich eine 
Kugel im Kopf gehabt‘. Leider fragt der Fil- 
memacher Alexander Oey nicht nach, wie 
sich diese Aussage damit verträgt, dass er 
ja dem von ihm benannten RZ-Chef Wein- 
rich von seinem Ausstieg erzählte. 

Um dem Film und somit H.J. Klein einen 
seriösen Anstrich zu geben, erscheinen 
Cohn Bendit, ein ehemaliges SPD-Mitglied 
Tillmann Schulz, Joschka Fischer und der 
Richter Heinrich Gehrke, der den Prozess 
2000 gegen ihn führte. Im Jahr 1998 woll- 
te sich H.J. Klein mit Hilfe von Cohn-Ben- 
dit stellen, er wurde aber kurz vorher ver- 
haftet. Seinen Prozess bezeichnet er als fair 
und das Urteil (9 Jahre) als ein mildes. 

Allerdings wird er im September 2005 be- 
gnadigt und entlassen. Richter Gehrke, mit 
einem alten französischen Wein beschenkt, 
klärt dann dem Fernsehvolk, wie ein ehe- 
maliger „Terrorist“ zu solcher Milde 
kommt. Reue zeigen, andere anschwärzen 
und stillhalten. RAF-Gefangene die sich 
nicht so verhalten, sitzen nach mehr als 20 
Jahren noch immer in Gefängnissen. 

Zum Ende des Films sieht man Klein im 
ehemaligen Frauen-KZ Ravensbrück seine 
angeblich jüdische Mutter auf den Ge- 
denktafeln suchen, ohne sie zu finden. Noch 
eine von den Lebenslügen, die ihm sein Va- 
ter aufgetischt hat. 

Ärgerlich ist der Film an den Stellen, an 
denen H.J. Klein penetrant betont, dass ihm 
die ganze OPEC-Aktion nicht klar gewesen 
sei, vielmehr erst Jahre später. „ Gadhafi - 
Staatschef von Libyen - wollte die Petrol- 
politik beeinflussen in der OPEC.“ Was, wie 
immer, bei solchen Medienwerken heraus 
fällt, ist eine ausführliche politische Hin- 
tergrundinformation der Zeit . Stattdessen 
sind die letzten Bilder geprägt von sich vie- 
le Male wiederholenden Sätzen: „Ich habe 
nicht gemordet, ich habe niemanden getö- 
tet, aber ich bin verantwortlich für die drei 
Toten in Wien. Bei jeder Meldung über Ter- 
roranschläge holt mich meine Vergangen- 
heit ein. Das ist mein inneres Gefängnis, da 
werde ich nie wieder raus kommen.“ 


Seufz , schluchz, der arme, gebeutelte 
Junge. Schon der Richter Gehrke meinte, er 
sei doch schon genug gestraft, weil seine 
Ehe kaputt gegangen sei. Wer im Knast die- 
sen Film sah, kann eigentlich nur schreien 
vor Wut und vor so viel Zynismus. 


„Free Rene” 


Auf Kaution frei 


Am 11. August um 16.30 Uhr wurde der 
Berliner Rene K. aus dem Warschauer Un- 
tersuchungsgefängnis Bialoleka entlassen. 
Einen Tag später wurde er von ca. 50 Freun- 
dInen in Berlin begrüßt. Vorausgegangen 
war die Zahlung einer Kaution in Höhe von 
7500,- Euro an das zuständige Strafgericht. 
Bis zu einem Prozess gegen ihn bleibt Rene 
ab jetzt von der Haft verschont. 

Eigentlich sollte es nur ein Tagesausflug 
nach Warschau sein: Doch für Rene K. sind 
daraus 2 Monate geworden. Der 22-jähri- 
ge Berliner wurde am 10. Juni in Warschau 
von der Polizei festgenommen und saß 
knapp 2 Monate m in der Nähe der pol- 
nischen Hauptstadt in Untersuchungshaft. 

Am 10. Juni hatten polnische Homose- 
xuellengruppen in Warschau zur Gleich- 
heitsparade aufgerufen und dabei aus- 
drücklich um Unterstützung aus dem Aus- 


,% Solidartät mit dem in Warschm, 
inhaftierten Berliner Rene } 
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land gebeten. In Berlin fühlten sich unter- 
schiedliche Spektren davon angesprochen. 
Sowohl Jusos, Grüne als auch Antifagrup- 
pen hielten in Warschau ihre Fahnen und 
Transparente hoch. Schon auf der geneh- 
migten Route gab es mehrere Störversuche 
von polnischen Rechtsradikalen und ka- 
tholischen Fundamentalisten. Bei der Ab- 
schlusskundgebung in der Warschauer In- 
nenstadt eskalierte dann die Situation kur- 
zzeitig und es kam zu Rangeleien zwischen 
DemonstrantInnen und ihren rechten Geg- 
nerInnen. Kurz darauf war Rene K. festge- 
nommen worden. 

Er wird beschuldigt, aus einer Gruppe von 
20 vermummten Demonstrationsteilneh- 
merInnen mit einer Spraydose und einem 
Schlagstock Polizeibeamte angegriffen zu 
haben. K. bestritt die Vorwürfe und erklär- 
te, er sei wohl von der Polizei verwechselt 
worden. Recherchen seines Berliner An- 
walts Wolfgang Kaleck kommen zu dem 


gleichen Schluss. Mehrere AugenzeugIn- 
nen bekundeten, dass K. während der De- 
monstration weder Schlaggegenstände 
noch eine Sprühdose bei sich getragen hat- 
te und auch nicht vermummt war. Diese 
Version wird auch von Bildern aus dem In- 
ternet bestätigt. Dort ist K. kurz vor der 
Festnahme in einem Abstand von etwa 5- 
10 Metern zu einer eher verbalen Ausein- 
andersetzung zwischen DemonstrantInnen 
und rechten GegnerInnen zu sehen. Auf 
dem Foto trägt er dieselbe Bekleidung wie 
bei der Festnahme. Für Kaleck steht fest: 
„Bei der Festnahme durch die polnischen 
Polizeibeamten handelt es sich daher ein- 
deutig um einen Irrtum.“ 

Seine bedingte Freilassung nach zwei 
Monaten wurde durch diese Recherchen be- 
günstigt. Doch die Kaution zeigt, dass die 
polnische Justiz weiterhin ein Verfol- 
gungsinteresse hat. 

Rechtsklerikale PolitikerInnen habe 
gleich nach der Parade eine Kampagne los- 
treten wollen, „Linksradikale aus Europa“ 
hätten Warschau heimgesucht, meinten Po- 
litikerInnen der Regierungspartei LPR. 

„ Vergeblich versuchte die LPR, die 
‚Gleichheitsparade‘ auf den Warschauer 
Straßen mit allen Mitteln zu verhindern. Die 
Partei hoffte auf ein Urteil des Verwal- 
tungsgerichts, sie kündigte eine Gegende- 
monstration der parteinahen „Allpolni- 
schen Jugend“ an, 
die dann doch abge- 
sagt wurde, und Ro- 
man Giertych, Bil- 
 dungsministerin der 
aktuellen Regie- 
rung, beschimpfte 
die Demonstration 
als „Propaganda der 
Homosexualität“, 
nachdem feststand, 
dass sie stattfindet. 

So berichtete das 
‘ Onlinemagazin Te- 
lepolis aus War- 
schau über eine 
Pressekonferenz der LPR und ihrer offen 
rechtsradikalen Jugendorganisation. „All- 
polnische Jugend“: Dort seien „Fotos vor- 
gelegt wurden, die beweisen sollen, dass an 
der Parade auch ‚westliche terroristische 
Gruppen‘ teilnahmen. Schwarzmaskierte 
Männer sieht man auf den Fotos, die mit 
Schlagstöcken und Tränengas bewaffnet 
sind. „Die Bewaffnung sei für Autonome 
aus Westeuropa typisch“, sagte Krzysztof 
Bosak, Parlamentsabgeordneter derLPR auf 
der Pressekonferenz. Laut Bosak soll es 
auch Fotos geben, die zeigen, „wie westli- 
che Terroristen friedliche Warschauer Bür- 
ger angreifen“ Auf einem der Bilder soll 
auch ein Deutscher abgebildet sein, der mit 
einem Schlagstock auf einen unbewaffne- 
ten Warschauer einschlägt. Bosak erklärte 
auf der Pressekonferenz, die Organisatoren 
der „Gleichheitsparade“ hätten schon im 
Voraus von der Anreise der Autonomen ge- 
wusst. „Da sie diese Anreise aber nicht ver- 


hinderten, beweist deren gewalttätigen 
Charakter und ihre schlechten Absichten“, 
sagte der Abgeordnete. Nun sollen die Fo- 
tos der Warschauer Stadtverwaltung vor- 
gelegt werden, um im nächsten Jahr die pol- 
nische Hauptstadt vor einer angeblichen 
Orgie der Gewalt zu bewahren.“ 

Der junge Berliner war in diesem Spiel 
praktisch die Geisel der polnischen Rech- 
ten. Wenn sich die Anschuldigungen in Luft 
auflösen, wird das die LPR und ihr Umfeld 
sicher nicht zur Korrektur bewegen. Doch 
noch ist das Urteil nicht gesprochen, und 
selbst eine Rechtsbeugung ist möglich, was 
mittlerweile sogar der Menschenrechtsbe- 
auftragte der Bundesregierung Günter Noo- 
ke erkannt: In den Mittelpunkt stellt er al- 
lerdings angebliche Repressalien gegen Un- 
terstützer der Vertriebenen-Ausstellung in 
Berlin. Dann kommt er aber zu dem Schluss: 
Dass in Polen „Meinungs- und Demon- 
strationsfreiheit in Gefahr sind“, sei auch in 
anderen Bereichen erkennbar, etwa bei den 
Verboten von Demonstrationen Homose- 
xueller. Diese Tendenz dürfe „nicht ohne 
Widerspruch hingenommen werden“, sag- 
te Nooke. 

Rene berichtete nach seiner Freilassung 
über seine Haftbedingungen: „Ich wurde 
behandelt wie alle anderen Gefangenen 
auch: schlechtes Essen, schlechte Hygiene, 
schlechte Laune.“ Dazu kamen noch die 
Sprachbarrieren. Zeitungen und Bücher 
durfte er in den zwei Monaten seines Ge- 
fängnisaufenthalts nicht halten. Die Trost- 
losigkeit des Knastlebens bekam er haut- 
nah mit. So konnte er gerade noch den 
Selbstmordversuch eines polnischen Mit- 
häftlings verhindern, indem er ihm die Ra- 
sierklinge aus der Hand riss. 

Peter Nowak 
Weitere Infos unter: http://www.queerber- 
lin.tk/ 


Neuer politischer Prozess in Gießen 


Amtsgericht klagt 
seinen schärfsten 
Kritiker an! 


Das verspricht einen politischen Schlagab- 
tausch besonderer Art: Vor dem Amtsge- 
richt Gießen soll eine Anklage der Staats- 
anwaltschaft Gießen verhandelt werden. 
Die dem Angeklagten vorgeworfene Tat 
lautet: Politische Sachbeschädigung genau 
gegen dieses Amtsgericht und gegen die an- 
klagende Staatsanwaltschaft. Will heißen: 
Richter und Staatsanwälte sind nicht nur 
Richtende und, weil politisch so gewollt, 
wahrscheinlich auch Verurteilende sowie 
Ankläger, sondern gleichzeitig auch die 
Angegriffenen. Allein schon das ist eine ab- 
surde Situation - wo kann schon sonst der 
Betroffene selbst über einen Angriffaufsich 
richten? 

Nun also hat Richter Wendel das Haupt- 
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verfahren eröffnet und zu den ersten Ver- 
handlungsterminen geladen. Diese sind: 
Montag, 4. September, Amtsgericht Gießen 
(Gutfleischstr. 1), Raum 100 A 8.30 Uhr Be- 
ginn 9.00 Uhr, Zeuge KK Haas (machte die 
direkten Ermittlungen vor Ort) 9.30 Uhr, 
Zeuge EKHK Puff (Puff-Fanseite unter 
ww.ver-puff-dich.de.vu), 10.30 Uhr Zeuge 
POK Broers (damals und immer wieder für 
die Verfolgung der Projektwerkstatt im In- 
teresse von Polizei, Justiz, Haumann, Bouf- 
fier & Co. zuständig), 11.30 Uhr Zeuge Weiß 
(Polizeibeamter, der zerstörte Schlösser un- 
tersuchte), 13.30 Uhr Zeugin Dr. Kreutz 
(machte das anthropologische Gutachten 
mit den vielen kleinen Vergleichsbildchen 
- die Vernehmung wird ein Schmankerl an 
gerichteter Kriminalistik: Wie findet ich ein 
Ergebnis wissenschaftlich fundiert heraus, 
das schon vorher feststeht?) 

Montag, 11. September, gleicher Ort, glei- 
che Zeit, 8.30 Uhr Sachverständiger KHK 
Förstel (LKA, Fußabdruckexperte), 9.15 Uhr 
Sachverständiger EKHK Koch (Nagelgut- 
achten), 10.00 Uhr Sachverständiger Dr. 
Becker (Farbgutachten), 10.45 Uhr Sach- 
verständige Dr. Gerl (DNA-Untersuchun- 
gen). Weiterer Termin: Montag 25. Sep- 
tember, gleicher Ort, gleiche Zeit 

Kontakt zum Angeklagten über die Projekt- 
werkstatt in Saasen oder direkt per Mail: 
joerg@projektwerkstatt.de. Von der Redak- 
tion gekürzt 


Berufung im einzigen 
deutschen Berufsverbotsfall 
zugelassen 


Stuttgart, 15.8.06 Der Verwaltungsge- 
richtshof in Mannheim hat die Berufung im 
einzigen deutschen Berufsverbotsfall gegen 
einen Lehrer zugelassen und damit dem Ur- 
teil des Verwaltungsgerichts Karlsruhe wi- 
dersprochen. Der Heidelberger Realschul- 
lehrer Michael Csaszköczy darf nach zwei- 
jährigem Berufsverbot weiter auf eine Ein- 
stellung hoffen. Gleichzeitig hat der baden- 
württembergische Landesbeauftragte für 
den Datenschutz das Vorgehen der Landes- 
regierung als Verstoß gegen das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung gerügt. 
Es sei mit der geltenden Rechtslage nicht 
vereinbar, dass das Kultusministerium be- 
reits 2003 unter Umgehung des Dienst- 
weges ohne Csaszköczys Wissen Informa- 
tionen über ihn beim Verfassungsschutz 
angefordert und erhalten habe, schreibt der 
Datenschutzbeauftragte in einem Briefvom 
7. August 2006. Er erinnert an das „Volks- 
zählungsurteil“ von 1983: „Mit dem Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung wä- 
ren eine Gesellschaftsordnung und eine 
diese ermöglichende Rechtsordnung nicht 
vereinbar, in der Bürger nicht mehr wissen 
können, wer was wann und bei welcher Ge- 
legenheit über sie weiß.“  www.gew- 
bw.de 
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Veranstaltungshinweis 


Berlin. Am 22. September um 20.00 Uhr 
findet in den Räumen des IKAD - „Ver- 
ein für Völkerverständigung und gegen 
Rassismus“, Skalitzerstrasse 34, im Rah- 
men der Nachtgespräche von Trend - Par- 
tisan eine Veranstaltung mit Ilse Schwip- 
per und Johann von Rauch statt. „Unse- 
re Geschichte lassen wir uns nicht neh- 
men. — Richtigstellung zu Kraushaars 
Bombenbuch.” Moderation Karl Heinz 
von Trend Partisan. 

Johann v.Rauch war nach der Er- 
schießung Benno Ohnesorgs 1967 in der 
Studentenbewegung aktiv - unter ande- 
rem als Astavorsitzender an einer Fach- 
hochschule in Berlin-West mit Hoch- 
schulpolitik und studentischer Selbstver- 
waltung befasst. Lebte in der Berliner 
Subkultur und Kommuneszene. 1970 
nach einer Schießerei in München ver- 
haftet. Zu zweieinhalb Jahren wegen Wi- 
derstand gegen die Staatsgewalt und 
Waffenbesitz verurteilt. Danach in der 
„undogmatischen Linken“ (Spontis), der 
Alternativbewegung und der Autonomen 
Szene engagiert. Setzt sich heute für ei- 
ne Weiterentwicklung linker Gesell- 
schafts - und Politikvorstellungen ein. 

Ilse Schwipper hat als Arbeiterin und 
Hausfrau mit Nachbarinnen im Jahr 61 
für einen Kinderspielplatz gekämpft. 
Ging nach dem Tod einer Tochter zu den 


Mecklenburg-Vorpommern begrüßt 
den G8-Protest ... 


... Mit einem 
verschärften neuen 
Polizeigesetz. 


Wir haben den langen Text der Roten Hil- 
fe aus Platzgründen stark zusammenstrei- 
chen müssen und beschränken uns im We- 
sentlichen darauf, alle Interessierten auf 
den vollständigen Text unter: www.rote- 
hilfe.de hinzuweisen. 


Nicht nur diverse außerparlamentarische 
Gruppen bereiten sich auf den 2007 im See- 
bad Heiligendamm stattfindenden Gipfel 
der G8 vor, auch der Polizeistaat probt sei- 
nen großen Einsatz für das Gipfeltreffen. 
Seit Juni 2006 gibt es eine Novellierung 
des bisherigen Sicherheits- und Ordnungs- 
gesetzes (SOG) in Mecklenburg-Vorpom- 
mern. Eingebracht von SPD und Linkspar- 
tei.PDS wurden diese Gesetzesverschärfun- 
gen im Landesparlament in trauter Ein- 
tracht mit der hiesigen CDU verabschiedet. 
Die Neuerungen im SOG lehnen sich eng 
an das Hamburger Polizeigesetz an, das zu 
Recht als eines der zur Zeit schärfsten und 


Jungsozialisten Wolfsburg, kämpfte für 
klassenloses Krankenhaus, Antiautoritä- 
re Erziehung im Kinderheim und Kriegs- 
dienstverweigerung. Ist Mitbegründerin 
der K3 in Wolfsburg und wurde in dem 
Zusammenhang erstmals verhaftet. Nach 
Freilassung erneut in Gruppe, die Bäcker- 
gasse Wolfsburg. Wird im August 74 in 
Darmstadt erneut verhaftet, unter dem 
Verdacht, an dem Kommando Schwarzer 
Juni aus der Bewegung 2. Juni beteiligt 
zu sein. In der Sache wird nach 17 Jah- 
ren das Verfahren gegen die Wolfsburger 
eingestellt und Ilse Schwipperschon 1982 
als haftunfähig unter Auflagen entlassen. 
Sie arbeitet heute in Anarcha-feministi- 
schen Zusammenhängen in der Gruppe 
„las loccas“. 


Rundreise mit einem ehemaligen 


belgischen Gefangenen aus der CCC 
Veranstaltungsreihe in mehreren Städten 
mit einem ehemaligen Aktivisten der bel- 
gischen Stadtguerilla Revolutionäre 
Kommunistische Zellen (CCC) zu: 
Widerstand - Gefangenschaft - heuti- 
ge Perspektive In Hamburg am 27.9.06, 
in der B5, Brigittenstraße 5. Ebenfalls 
wird es in der letzten Septemberwoche 
zwei weitere in Lüdenscheid und Magde- 
burg geben. 
Aktuelle Informationen unter www.poli- 
tical-prisoners.net 


demokratiefeindlichsten Polizeigesetze in 
Deutschland gelten darf. Während es in 
Hamburg jedoch zu massivem öffentlichen 
Protest gegen das von der dortigen Mitte- 
Rechts-Regierung verabschiedete Gesetz 
kam, blieb es im beschaulichen Mecklen- 
burg-Vorpommern bei der Änderung des 
SOG - wie leider so oft - still. 

Dass das SOG noch so kurz vor einer 
Landtagswahl im Schweinsgalopp durchs 
Parlament gejagt wurde, hat seinen Haupt- 
grund offenbar im kommenden G8-Treffen 
2007. Mit den durch das novellierte SOG le- 
gitimierten neuen technischen und rechtli- 
chen Möglichkeiten soll die Protestbewe- 
gung gegen den Gipfel polizeistaatlich ab- 
gewürgt und sollen Grundrechte weiter ein- 
geschränkt werden. Erste Probeläufe poli- 
zeistaatlicher Muskelschau am 1. Mai 2006 
in Rostock (damals noch unter dem alten 
SOG) und zum Bush-Besuch in Stralsund 
am 13. Juli 2006 (nach neuem SOG) haben 
gezeigt, wohin die Reise gehen soll: Rote 
Zonen, Einschränkung der Bewegungsfrei- 
heit, erdrückende Polizeipräsenz (je 10.000 
bis 12.000 PolizistInnen), Erprobung von 
Großkesseln und Massenfestnahmen, will- 
kürliche Platzverweise und Aufenthalts- 
verbote ... 

Ein Grund mehr, dass sich alle Kritike- 
rInnen der G8, die sich zum Protest nach 
Mecklenburg-Vorpommern aufmachen, 
vorab über das neue SOG im nordöstlich- 


sten Bundesland informieren und entspre- 
chend die neuen polizeilichen Möglichkei- 
ten in ihre Aktionsplanungen mit einbe- 
ziehen sollten. 

Wir wollen im Folgenden kurz beschrei- 
ben, was euch in Mecklenburg-Vorpom- 
mern polizeistaatlicherseits erwarten kann. 
Aber nicht alles, was rechtlich oder tech- 
nisch möglich wäre, muss auch so einge- 
setzt werden. Es handelt sich, wie bei allem, 
um ein Spiel der Kräfte und der öffentli- 
chen Meinung. Es soll sich also bitte nie- 
mand von den polizeirechtlichen Möglich- 
keiten einschüchtern lassen. Die vergange- 
nen Gipfel in Genua, Evian oder Gleneag- 
les haben gezeigt, dass trotz martialischer 
Polizeiaktionen erfolgreiche Protestaktio- 
nen möglich waren. 

Neben diesem speziell zum SOG in Meck- 
lenburg-Vorpommern erstellten Text legen 
wir euch den kostenlosen Rote Hilfe-Klas- 
siker “Was tun, wenn’s brennt” sehr ans 
Herz, in dem allgemeine Rechtshilfetipps 
für Demos gegeben werden. Erhältlich bei 
jeder Roten Hilfe-Ortsgruppe oder (gegen 
Portokosten) über den Rote Hilfe-Literatur- 
vertrieb, Postfach 6444, 24125 Kiel. 


Was die Polizei in Mecklenburg-Vor- 
pommern schon nach dem alten SOG 
alles machen durfte ... 


Bis zum Juni war das SOG ein im bundes- 
deutschen Vergleich relativ liberales Poli- 
zeigesetz. So war u.a. die Videoüberwa- 
chung von öffentlichen Plätzen untersagt. 
Dennoch finden sich auch dort schon 
schwerwiegende Grundrechtseinschnitte, 
u.a. der Einsatz Verdeckter ErmittlerInnen, 
Platzverweise, verdeckte Überwachung 
und dauerhafte Observationsmaßnahmen. 


(-) 


Fazit: Trendwende nicht in Sicht 


Wie diese neuen polizeilichen Möglichkei- 
ten tatsächlich in der Praxis genutzt wer- 
den, werden die folgenden Monate zeigen. 
Festzuhalten bleibt, dass auch im verschla- 
fenen Mecklenburg-Vorpommern unter der 
rot-roten Landesregierung eine rapide Ver- 
polizeilichung stattgefunden hat. Solange 
sich nicht nennenswerter öffentlicher Pro- 
test in diesem Bundesland gegen das ein- 
gesessene law£torder-Denken und für 
Grund- und Freiheitsrechte formiert, wird 
sich dieser Trend leider fortsetzen. Wir wol- 
len als Rote Hilfe Greifswald jedenfalls un- 
seren kleinen Beitrag dazu leisten, dass sich 
dieses gesellschaftliche Klima ändert. 

Das Wichtigste ist und bleibt, auch unter 
den neuen „Kampfbedingungen“ nicht 
vom Protest und Widerstand gegen die 
Herrschenden abzulassen, sondern immer 
wieder zu zeigen, dass Ausbeutung und Re- 
pression niemals widerstandslos hinge- 
nommen wurden! 


In diesem Sinne: Nicht Müsli und Quark - 
Solidarität macht stark! 
Rote Hilfe e. V. Greifswald 


Spanien - PCE(r) 


Bericht über Folterungen an A. Diaz 


Die zusammen mit drei weiteren Militan- 
ten der Spanischen Kommunistischen Par- 
tei am 9. Juni in Reus verhaftete Arantza 
Diaz schildert in ihrem Bericht (14.7.) die 
Folterungen die sie während des Verhörs 
und in totaler Kontaktsperre (incomunica- 
do) erlitten hat. (Rote Hilfe International) 


Sie verhafteten mich, zusammen mit mei- 
nen GenossInnen Carmen Cayetano und 
Juan Garcia, indem sie am frühen Morgen 
des 9. Juni in Reus auf extrem gewaltsame 
Weise (in die Wohnung) eindrangen und al- 
les zerstörten (Türen, Scheiben, Gegen- 
stände ... ). 

Nach dem Anlegen der Handschellen und 
dem Drumherum des Vorlesens unserer 
„Rechte“ führten sie uns mit Kapuzen über 
dem Kopfhinaus und setzten uns in die Au- 
tos, die uns zur Generaldirektion der Guar- 
dia Civil in Madrid brachten. Während der 
Fahrt warnten sie mich mit permanenten, 
sehr heftigen Schlägen auf den Kopf und 
Provokationen von Ersticken, dass dies 
nichts sei „im Vergleich zu dem, was mich 
erwartete, wenn ich weiter nichts sagen 
würde“, denn ich hatte mich geweigert, 
Aussagen zu machen und meine Identität 
zu bestätigen. Auf der Fahrt nach Madrid 
stahlen sie mir zwei Armbänder, eines da- 
von aus Silber. 

Die ersten 48 Stunden in der Generaldi- 
rektion der Guardia Civil waren ein ständi- 
ges Hin und Her zwischen der Kerkerzelle 
und den Räumen, in denen gefoltert wird 
und wo Schläge, Beleidigungen, Mis- 
shandlungen und Folterungen das „Nor- 
male“ waren. Immer wieder schlugen sie 
mich in heftigster Manier auf den Kopf, 
manchmal mit den Händen, dann wieder 
mit Prügeln aus aufgerolltem Karton. Als 
Konsequenz dieser Foltersitzungen habe 
ich immer noch andauernde heftige Kopf- 
schmerzen und Beulen. 

Mehrere Male zogen sie mich vollständig 
aus, rollten mich komplett in eine Decke 
ein, und als ich auf dem Boden lag, banden 
einige mich fest, während ein weiterer sich 
auf meine Brust setzte und sie mir „die Tü- 
te“ über den Kopf stülpten (Anmerkung: 
Foltermethode, bei der mittels einer am Hals 
zugeschnürten Plastiktüte das Opfer bis zur 
Bewusstlosigkeit an den Rand des Er- 
stickens gebracht wird). Einer bezeichnete 
diese Folter als „Spiel mit der Apnoe“ 
(Atemstillstand). Verschiedene Male droh- 
ten sie mir eine anale Vergewaltigung mit 
einem Stock an. Dann trafen sie alle Vor- 
bereitungen dafür und taten so, als ob sie 
damit beginnen würden. Eine andere Prak- 
tik war, mich bis an die Grenze der völli- 
gen Erschöpfung zu bringen, indem sie 
mich zwangen, mit erhobenen Armen zu 
knien oder in der Hocke zu verharren. 

Sie unterwarfen mich permanentem 


Schlafentzug, und die wenigen Male, in de- 
nen ich einen Moment lang ausruhen konn- 
te, waren durch Geräusche und die absolu- 
te Kontrolle beeinträchtigt. Die Picoletos 
änderten ihre Rolle der Folterer, aus „Be- 
sorgnis“ über meine Weigerung, das zu es- 
sen und zu trinken, was sie mir gaben, und 
sagten, dass ich auf diese Weise bald sehr 
geschwächt sein würde. Aber ihre „Be- 
sorgnis“ zeigte sich darin, dass sie das Was- 
ser der Badewanne abstellten, an der ich 
manchmal trank, um nicht auszutrocknen. 

Am dritten Tag war die Behandlung phy- 
sisch weniger heftig, obgleich die psycho- 
logische Hetze nicht einen Augenblick lang 
aufhörte, ebenso wenig wie die Fragen und 
Drohungen bezüglich anderer Personen aus 
meinem Umfeld, auf das gesamte Basken- 
land bezogen und ganz besonders hin- 
sichtlich meines Compafieros David Gara- 
boa - politischer Gefangener der PCE(r). 
Außerdem hatten sie mir ein Foto von ei- 
ner persönlichen Freundin vorgelegt - die 
nichts mit meiner kommunistischen Mili- 
tanz zu tun hat - und damit gedroht, sie zu 
verhaften und zu beschuldigen. 

Die gesamte Zeit über, in der diese Ver- 
höre stattfanden, trugen entweder sie Ge- 
sichtsmasken oder ich eine Kapuze. Wört- 
lich sagten sie zu mir: „Wir werden das hier 
nicht zu Ende bringen, aber du kannst von 
hier mit vielen Folgeerscheinungen/ Kon- 
sequenzen weggehen. Du weißt das, nicht 
wahr?“ 

Permanent bohrten sie, was meine Akti- 
vität in der PCE(r) war. Ich machte ihnen 
klar, dass ich über keine andere Person als 
über mich selbst sprechen würde, und zwar 
wegen ihrer völligen Straflosigkeit und weil 
es für sie einfach ist, sogar die Leute zu be- 
schuldigen, die innerhalb der Roten Hilfe 
International Solidaritätsarbeit für die po- 
litischen Gefangenen leisten. In diesem Mo- 
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ment der Kombination von Gesprächen und 
Folterungen führte ich ihnen die Prozess- 
Farce von 2005 und Anfang 2006 gegen 
meine Partei, SRI, AFAPP und GRAPO im 
spanischen und französischen Staat als Bei- 
spiel vor Augen. Ich sagte, dass es sowohl 
ihnen als auch ihrem Komplizen Garzön 
(spanischer Richter) reichlichen Spaß be- 
reitet, Drehbücher wie (PCE(r)-GRAPO- 
SRI-AFAPP-CNA-ALA.... - Alle sind die 
GRAPO!) vorzugeben, um auf diese Weise 
unter dem abgedroschenen Etikett „be- 
waffnete Gruppe“ diejenigen einzusperren, 
die sie einsperren wollen. 

Ich machte ihnen also klar, dass ich die 
einzige und ausschließliche Militante der 
PCE(r) war und dass, auch wenn sie immer 
wieder den Versuch unternehmen, das mit- 
einander in Verbindung zu bringen, die 
PCE(r) eine politische Partei ist, die als Or- 
ganismus nichts mit der GRAPO zu tun hat, 
die eine bewaffnete, revolutionäre Organi- 
sation ist. 

Im Verlauf der Kontaktsperre (90 Stun- 
den) brachten sie mich zu einer Person, von 
der sie behaupteten, sie sei die Gerichtsme- 
dizinerin. Da sich diese jedoch nicht auf ir- 
gendeine Weise offiziell auswies, weigerte 
ich mich, mit ihr zu sprechen und, um die 
Wahrheit zu sagen, nachdem ich sah, was 
sie mir antaten und mit welcher Straflosig- 
keit, hätte ich auch keiner wirklichen Ge- 
richtsmedizinerin vertraut. Am dritten Tag 
fragte ich sie nach ihrer Identifikation als 
Medizinerin, und sie gab mir zur Antwort, 
dass es genügen würde, dass sie hier Zutritt 
habe, und dass „es daher nicht nötig sei, 
mir mehr vorzulegen“; was heißt, weiß wer, 
wer die Besagte war. 

Ich lehnte rundweg ab, mir DNA-Tests 
machen zu lassen und irgendeine Erklärung 
vor der Guardia Civil zu unterschreiben. 
Auch nachträglich, vor dem Richter, lehn- 
te ich eine Erklärung ab. Bevor sie mich zum 
Nationalen Gerichtshof brachten, kamen 
sie alle an, um sich zu „verabschieden“ und 
eindringlich zu wiederholen, dass „wir dich 
nicht schlecht behandelt haben, ja?“ 

Die Faschisten und ihr Gericht von Pico- 
letos haben ganz entschieden ein völlig an- 
deres Konzept „anständiger Behandlung“ 
und des „Dialoges“, als das unsrige der Ar- 
beiterInnenklasse. 

Aber dass nicht der mindeste Zweifel für 
sie besteht: Wir werden sie weiter bekämp- 
fen, auf den Straßen oder an dieser neuen 
Front, an der wir nun zu leben gezwungen 
sind, weil es unsere Überzeugung ist, dass 
der Kampf der einzige Weg zur Erlangung 
des Sozialismus ist und als Einziges dazu 
in der Lage, dem Faschismus ein Ende zu 
bereiten. Deshalb machen wir gegenüber 
ihrem Dialog voller Fallen weiter mit un- 
serem Widerstandskampf. ... 

Arantza Diaz Villar 

Baskische politische Gefangene; Militante 
der PCE(r) Gefängnis Soto del Real. Mad- 
rid 5 -28791 Madrid 

(Quelle:  http://barcelona.indymedia.org/ 
newswire/display/265769/index.php) 
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Übersetzung: tierr@ 


Ergänzung: Schikane der Gefangenen 


Die Gefangenen der Spanischen Kommu- 
nistischen Partei, die als GRAPO-Spitze ge- 
handelt werden, sind schikanösen Rache- 
akten und teilweise fortdauernder Isolation 
ausgesetzt. 

Am 28. Juni wurden Arantza Diaz Villar 
und Carmen Caetano Navarro aus der Iso- 
lation in das Gefängnis Soto del Real, Mad- 
rid, gebracht, wohin nach einer starken So- 
lidaritätskampagne in Araba, an Arantza 
Diaz gut 50 Briefe und Postkarten, sowie 
520 Euro geschickt worden sind, alles ord- 
nungsgemäß und vollständig mit Absen- 
der, etc. versehen. 

Am 10. Juli teilte Arantza während eines 
Telefonates mit, dass sie (nach einem Mo- 
nat in Soto del Real) NICHT einen Euro be- 
sagten Geldes erhalten hat und dass ihr von 
den sämtlichen Briefen nur vier ausgehän- 
digt worden waren (nachdem sie nach zwölf 
Tagen aus der Isolation gekommen war) 
und dass diese alle bereits die Anschrift des 
Gefängnisses von Soto trugen. 

Zwischen dem 11. und 14. Juli wurde in 
zahlreichen Medien der Bericht über die 
haarsträubenden Folterungen seitens der 
Guardia Civil, denen Arantza 90 Stunden 
lang ausgesetzt gewesen war, veröffent- 
licht. Die große Mehrzahl der Medien der 
Informationskontrolle jedoch schwieg 
hierüber, was einer Kollaboration mit den 
Folterern gleichkommt. 

Am 13. Juli kamen nach und nach an 
Arantza mit Adresse Soto del Real gesand- 
te Briefe an die Absender in Alava zurück; 
sie waren geöffnet und mit Floskeln verse- 
hen wie: „Beschlagnahmt“; „nicht geneh- 
migt“; „Inhalt nicht erlaubt“ (wir wieder- 
holen, dass es sich dabei um PERSÖNLICHE 
Briefe handelt). 

Am 14. Juli wurde Arantza Diaz, ohne 
Vorankündigung, von Soto del Real verlegt 
in ein anderes Gefängnis, dass bis zum jet- 
zigen Zeitpunkt (Mitte Juli) niemandem be- 
kannt ist. 

Am 14. Juli (32 Tage nach seiner Einlie- 
ferung ins Gefängnis) befindet sich Juan 
Garcia Martin noch immer in völliger Iso- 
lation, ohne dass er seither mit irgendje- 
mandem hatte sprechen können. Zudem 
entbehrt die Situation jeder Hygiene, und 
Martin wurden 
keinerlei persön- 
lichen Gegen- 
stände gelassen. 

Andere Gefan- 
gene der PCE(n) 
und der Roten 
Hilfe Internatio- 
nal, die in diesem 
Gefängnis geses- 
sen hatten, sind 
verlegt worden 
(Leoncio Calcer- 
rada und Carmen 
Mufoz, in die 
Vollzugsanstalt 


von Cördoba). Es wurde weder den Famili- 
en etwas von dieser Verlegung mitgeteilt 
noch den zum Besuch für den 14. Aange- 
meldeten Personen, so dass sich am 14. Ju- 
li mehrere von ihnen auf dem Weg nach 
Madrid befanden. 

(...) Rote Hilfe International 

Socorro Rojo Internacional -SRI- 


Die Krise eines 
ausstehenden 
Friedensprozesses 


Mit dem Aufflammen neuer Gewalt im Bas- 
kenland wird klar, dass der Friedensprozess 
an einem toten Punkt angelangt ist, weil er 
schlicht nicht beginnt. 

Die linksnationalistische baskische Partei 
Batasuna (Einheit) warnt seit Wochen, dass 
die Zaghaftigkeit der sozialistischen spani- 
schen Regierung den Friedensprozess ge- 
fährdet. Am Wochenende kam es zu ge- 
walttätigen Aktionen, die der „Kale Borro- 
ka“, dem Straßenkampf von Jugendlichen, 
zugeschrieben werden. Im Seebad Donostia 
- San Sebastian wurde ein Autobus ge- 
stoppt, die Insassen aus dem Fahrzeug ge- 
holt und der Bus abgebrannt. In anderen 
Städten gab es Anschläge mit Molotow- 
Cocktails auf Banken und im französisch- 
baskischen Ziburu scheiterte ein Anschlag 
auf das Haus der Verteidigungsministerin 
Michele Alliot-Marie. 

Die Gewalt wird mit damit in Zusam- 
menhang gebracht, dass sich trotz fünf Mo- 
nate Waffenruhe der Untergrundorganisa- 
tion ETA nichts positiv bewegt, obwohl 
ständig von einem Friedensprozess geredet 
wird. Versammlungen werden weiter ver- 
boten, debattiert wird gerade über das Ver- 
bot der jährlichen Demonstration in der Bil- 
baoer Festwoche. Hinter dem Marsch für 
das Selbstbestimmungsrecht wird die 2003 
verbotene Partei Batasuna vermutet. Auch 
die jährliche Demonstration in Festwoche 
von Donostia war verboten worden, wurde 
aber von Zehntausenden Menschen durch- 


gesetzt. 


Letzte Woche warnte auch die ETA: 
„Wenn die Angriffe auf das Baskenland an- 
halten, wird die ETA antworten“. In einer 
Erklärung an zwei Tageszeitungen heißt es: 
„Der Prozess befindet sich offensichtlich in 
einertiefen Krise“. Verantwortlich dafür sei- 
en die Sozialisten (PSOE) von Ministerprä- 
sident Jose Luis Rodriguez Zapatero und die 
moderaten baskischen Nationalisten. Beide 
versuchten, den Prozess, an dessen Ende al- 
le Basken über ihre Zukunft frei und de- 
mokratisch und entscheiden sollen, „seines 
Inhalts zu berauben“. 

Zapatero hat nun darauf geantwortet und 
Wasser auf die Mühlen derer gespült, die 
ihm ohnehin nicht trauen. Das Parteienge- 
setz werde nicht geändert, das die rechts- 
radikale Volkspartei (PP) mit Hilfe der So- 
zialisten extra zum Verbot von Batasuna 
geschaffen haben, kündigte er an. „In der 
Krise ist nur die Gewalt.“ Der einzige Weg 
zum Frieden führe über die Legalität und 
alle ihre Prinzipien, „angefangen mit dem 
Parteiengesetz”, sagte Zapatero. So ver- 
sperrt er der linken Unabhängigkeitsbewe- 
gung im spanischen Staat den Weg zurück 
in Legalität. In Frankreich wurde die Partei 
nie verboten. 

Dabei wäre es für viele Basken schön, 
wenn Zapatero die Legalität anwenden 
würde. Die Autonomie wurde nie umge- 
setzt, während verurteilte Mörder, Folterer 
und Entführer der staatlichen Todesschwa- 
dronen schnell begnadigt werden, wird die 
Freilassung sogar von den Gefangenen ver- 
hindert, die ihre Strafe vollständig abge- 
sessen haben. 

Am 22.8. sollten David Pla und Aitor Lo- 
rente erneut frei kommen. Sechs Jahre Haft 
für die Unterstützung der ETA hatten sie 
schon vor einem Monat abgesessen. Doch 
es wurden plötzlich neue Verfahren eröff- 
net. Für die neuen Anschuldigungen sieht 
der Ermittlungsrichter Santiago Pedraz 
aber keine Hinweise und ordnete ihre Frei- 
lassung an. Die wurde erneut verhindert, 
weil das Ministerium für Staatsanwalt- 
schaft einen Widerspruch gegen den Be- 
schluss eingelegt hat. 

Der Gefangene Inaki de Juana befindet 
sich schon seit zwei Wochen im Hunger- 
streik für seine Freilassung. Nach Ver- 
büßung von 18 Jahren Haft kam er nicht 
frei, sondern wurde erneut in Untersu- 
chungshaft genommen. Auffällig an sei- 
nem Fall ist, dass er mit Artikeln in der Ta- 
geszeitung Gara aus dem Knast die ETA un- 
terstützt haben soll. Wird seine Lage in zwei 
Wochen gefährlich, gerät der Friedenspro- 
zess ernsthaft in Gefahr. Die 700 baskischen 
Gefangenen sind meist weit entfernt vom 
Baskenland inhaftiert, obwohl das Straf- 
recht eine heimatnahe Verbüßung vorsieht. 
Auch an dieser sensiblen Frage, so Batasu- 
na, halte sich die PSOE auch nicht an die 
getroffenen Absprachen. Eine Annäherung 
der Gefangenen sei bei Gesprächen zur För- 
derung des Friedensprozess vereinbart wor- 
den. 
© Ralf Streck, Donostia den 21.8.2006 


Ausschnitt aus einer Pressekonferenz mit den Anwälten 


Gericht verweigert „Miami 5" 
ein neues Verfahren 


Nach der En-Banc-Entscheidung des 11. 
Circuit Court, den Fünfen ein neues Ver- 
fahren zu verweigern, hielt das National 
Committee to Free the Cuban Five ge- 
meinsam mit der National Lawyers Guild 
eine eilig einberufene Pressekonferenz ab. 
Ausschnitte der Pressekonferenz vom 10. 
August 2006 nach der En-Banc-Entschei- 
dung des 11th Circuit Court vom 9. August. 


Sprecher: 

Leonard Weinglass, Anwalt von Antonio 
Guerrero, Richard Klugh, Anwalt von Fer- 
nando Gonzalez, Bruce Nestor, National La- 
wyers Guild, Anwalt in Minneapolis, Glo- 
ria La Riva, Koordinatorin des National 
Committee to Free the Cuban Five, Peter Er- 
linder, Mitglied der NLG und Anwalt in 
Minneapolis, der drei „Amicus Briefs“ für 
die Berufung der Cuban Five verfasste. 


La Riva: Guten Tag. Wie Sie wissen, hat das 
Zwölf-Richter-Gremium gestern seine Ent- 
scheidung im Falle der Berufung der Cuban 
Five bekannt gegeben. Heute halten wir ei- 
ne Pressekonferenz ab, damit zwei der An- 
wälte den Fall kommentieren können. 

Wir würden gern Leonard Weinglas 
hören, den Anwalt von Antonio Guerrero, 
der zu lebenslanger Haft verurteilt wurde 
und in Florence im Zuchthaus von Colora- 
do einsitzt. 


Weinglass: Gestern Nachmittag erhielten 
wir die Nachricht vom 11th Circuit, dass das 
Gericht im Fall USA gegen Campa [Fern- 
ando Gonzälez], den Fall der Cuban Five, 
entschieden habe. Das Gutachten umfasst 
120 Seiten, der größere Teil umfasst 68 Sei- 
ten mit der Ansicht von Richter Wilson und 
52 Seiten mit der abweichenden Meinung 
von Richter Birch. Die Entscheidung be- 
kräftigt die Ansicht des Gerichts, der Ge- 
richtsort hätte in Miami nicht verlegt wer- 
den sollen, und die Ansicht des Gerichts, 
dass ein neues Verfahren aufgrund einer 
neuen Beweislage nicht angeordnet werden 
solle. Das bedeutet für den Fall, dass die 
neun anderen Anträge, die noch beim Drei- 
Richter-Gremium anhängig sind, jetzt vom 
Gericht behandelt und entschieden werden 
müssen. 

Diese Entscheidung ist nicht das Ende des 
Falls, weit gefehlt. Es gibt noch neun wei- 
tere Punkte, die immer noch beim Drei- 
Richter-Gremium, beim Gericht, liegen. Wir 
können, wenn wir uns so entscheiden, den 
Fall vor den US Supreme Court bringen und 
ihn durch eine Bittschrift, durch eine „writ 
of certiorari“ [Aufforderung eines höheren 


an ein niederes Gericht, Prozessakten vor- 
zulegen Anm. d. Ü.] bitten, sich mit dem 
Fall zu befassen. 

Ob wir diesen zusätzlichen Schritt ma- 
chen oder nicht, wird in der kommenden 
Woche entschieden, wenn die sechs An- 
wälte, die mit dem Fall befasst sind, das 120 
Seiten lange Gutachten verdaut haben. 
Dann entscheiden wir, ob wir vor den Su- 
preme Court gehen oder nicht. Wenn wir 
uns dazu entschließen, haben wir 90 Tage, 
um unsere Berufung zu vollenden, das 
heißt, die Bitte um eine Berufung vor die- 
sem Gericht. Die Regierung kann darauf 
reagieren oder nicht, und wir müssen auf 
eine Entscheidung des Gerichts warten. Bis 
zu dieser Entscheidung ist alles in der 
Schwebe. 

Wenn wir uns entscheiden, nicht vor den 
Supreme Court zu gehen, dann ist die An- 
gelegenheit wieder beim 3-Richter-Gremi- 
um, und wir werden eine Antwort von die- 
sem Gremium erwarten, darüber, wie wir 
vorgehen sollten, bei der Behandlung die- 
ser anderen neun Punkte. 

Wir haben also noch einen langen Weg 
vor uns in diesem Fall. Als wir das Gut- 
achten des Gerichts erhielten, waren wir 
natürlich sehr enttäuscht über die Ent- 
scheidung von Richter Wilson, einem 
früheren US-Anwalt aus Florida. Wir glau- 
ben, wie die beiden abweichenden Richter, 
dass die Mehrheit [der 12 Richter] die 
zwanghafte Atmosphäre, die seit Jahren in 
Miami gegen jeden herrscht, der mit der Re- 
gierung Kubas verbunden ist, völlig über- 
sehen hat. 

Und es war diese Atmosphäre, die das 
Verfahren beeinflusst und eine faire Ver- 
handlung gegen die Angeklagten verhin- 
dert hat. Die abweichenden Richter in die- 
sem Fall wiederholten, was Richter Birch in 
seinem 90 Seiten langen Gutachten vom 9. 
August des letzten Jahres geschrieben hat, 
nämlich dass die Prozessakte einen „per- 
fekten Sturm“ der Vorverurteilung reprä- 
sentiert. Die abweichenden Richter benutz- 
ten gestern wieder den Ausdruck, dass die 
Angeklagten einem „perfekten Sturm“ von 
Vorverurteilung gegenüberstanden und 
dass der Fall niemals in Miami hätte ver- 
handelt werden dürfen. Das, die Position 
der beiden abweichenden Richter, ist natür- 
lich die Position, mit der wir übereinstim- 
men. 

Die Mehrheit hat die Frage der zwang- 
haften Atmosphäre in Miami schöngefärbt. 
Sie können die 68 Seiten ihres Gutachtens 
lesen, und sie werden keinen wesentlichen 
Hinweis auf die damals in der Gemeinde 
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von Miami vorhandene Vorverurteilung 
gegen jeden, der der Regierung Kubas ver- 
bunden ist, finden. Diese Merkwürdigkeit - 
die die abweichenden Richter „Auslassen 
von Tatsachen“ nennen - ist etwas, das uns 
sehr besorgt macht, und was wir dem US. 
Supreme Court vielleicht zur Kenntnis brin- 
gen sollten. 

Das ist unsere Meinung zu dem Gutach- 
ten, und was wir als nächstes zu tun haben, 
werden wir in der nächsten Woche ent- 
scheiden. 


Klugh: Natürlich sind wir über die Ent- 
scheidung enttäuscht und hoffen, dass das 
nicht das letzte Wort ist in einer Angele- 
genheit mit grundsätzlicher Wichtigkeit be- 
züglich verfassungsgemäßer Rechtspre- 
chung. Wir haben die Einladung der ab- 
weichenden Richter bemerkt, nach weite- 
rer Klärung zu suchen, und wir werden das 
sicher studieren. In jedem Berufungsver- 
fahren gibt es die Frage, was wird das Ge- 
richt prüfen und nach welchen Standards 
wird es einen Fall bewerten. 

In diesem Fall scheint bisher mit Rück- 
sicht auflokale Gegebenheiten entschieden 
worden zu sein. Unserer Ansicht nach war 
das von Anfang an einer der Hauptgründe, 
denn was sonst, außer lokalen Gegeben- 
heiten, sollte für einen unabhängigen Kri- 
tiker der Vorverurteilung oder potentiellen 
Vorverurteilung in der Gesellschaft der 
Hauptgrund sein. Dieser Punkt wurde von 
der Verteidigung ausführlich dargelegt, wir 
hoffen, wir können das weiter verfolgen. 


Nestor: Die NLG [National Lawyers Guild] 
ist eine Organisation von über 5.000 An- 
wälten, Juraprofessoren und Jurastuden- 
ten, seit unserer Gründung 1937 haben wir 
für die Verteidigung vieler unpopulärer An- 
geklagter und Fälle gearbeitet. 

Wir reichten einen Amicus-Brief zur Un- 
terstützung aller fünf Angeklagten dieses 
Falles ein, speziell zu der Frage des Ge- 
richtsortes, denn das ist ein so wichtiger 
Aspekt. Eines möchte ich betonen, nämlich 
dass dies nicht das Ende des Falles ist. Es 
sind noch viele maßgebliche Rechtsfragen 
zu klären, und es gibt auch die Möglichkeit, 
einer nochmaligen Überprüfung dieser Fra- 
ge hinsichtlich der Nötigung und Bedro- 
hungen, die man in Miami vorfindet, die 
ein faires Verfahren verhinderten. 

Wir werden weiter Unterstützung für die 
Cuban Five in der juristischen Gemein- 
schaft organisieren. Insbesondere haben 
wir in diesem Herbst eine landesweite Vor- 
tragstournee an Rechtsfakultäten zum Auf- 
bau von Unterstützung und zur Hervorhe- 
bung dessen geplant, was an diesem Urteil 
nicht stimmt. Dieses Urteil verweigert nicht 
nur den fünf Angeklagten Gerechtigkeit, 
sondern enthält auch sehr tiefgreifende 
Auswirkungen für jede Person, die um ein 
faires Verfahren ersucht, insbesondere ein 
faires Verfahren in dem derzeitigen politi- 
schen Klima dieses Landes. 

Das Urteil verleiht der Regierung eine un- 
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glaubliche Macht zur Ausübung politisch 
motivierter Strafverfolgung und sich dann 
einen ihr gemäßen Ort auszusuchen, wo das 
Vorurteil der Gemeinde zugunsten der Re- 
gierung ausfällt und der Regierung erlaubt, 
eine Verurteilung zu erhalten, bei der die 
Beweise für die Verurteilung nicht aus- 
reichten. 

Das ist genau das, wovon wir glauben, 
dass es in diesem Fall passiert ist, und die 
Entscheidung des En-Banc-Gremiums, die 
wesentlich von dem Urteil der Verhandlung 
vor Ort abwich, tilgt wirklich die Möglich- 
keit einer wirkungsvollen Überprüfung 
durch einen individuellen Verhandlungs- 
richter und erlaubt dem Richter vor Ort, 
tatsächlich zum Subjekt des Vorurteils und 
der Verhaltensweisen zu werden oder zu- 
mindest unter dem Druck und der Nötigung 
zu stehen, wie das in diesem Fall geschah. 
Es gestattet nicht eine effektive Überprü- 
fung der Entscheidung durch ein unab- 
hängiges Gremium auf Bezirksgerichtsebe- 
ne. 

Ich will betonen, dass wir, als eine Orga- 
nisation von Juraprofessoren, Juristen und 
Jurastudenten, weiter fortfahren, innerhalb 
der Juristengemeinde über diese Entschei- 
dung zu sprechen, darüber, wie sie indivi- 
duellen Angeklagten Gerechtigkeit verwei- 
gert und auch über die Auswirkungen, die 
das auf das weitere Rechtssystem unseres 
Landes hat. 


La Riva: Das National Committee to Free 
the Cuban Five ist eine von über 250 Or- 
ganisationen weltweit und einer Reihe von 
Gruppen in den Vereinigten Staaten, die seit 
ihrer Verurteilung im Juni 2001 für die Frei- 
heit der Cuban Five kämpft. Wir kündigten 
vor zwei Tagen einen nationalen Marsch in 
Washington vom Justizministerium zum 
Weißen Haus an, und wir glauben, dass die 
Bedeutung des Marsches und des Forums 
größer denn je ist. Auf dem Marsch werden 
wir Tausende von Petitionen präsentieren, 
die George Bush aufrufen, die Fünf unver- 


züglich freizulassen. 

Sie hätten nie verhaftet werden dürfen. 
Sie kämpfen gegen den Terrorismus, was 
die terroristischen Anschläge seit ihrer Ver- 
urteilung entlarvt hat und den Argumen- 
ten weiteres Gewicht verleiht, dass Miami 
ein Ort ist, wo sie nie hätten vor Gericht ste- 
hen dürfen. 

Ein Forum in GWU mit Leonard Wein- 
glass als Hauptredner und anderen Spre- 
chern wird sich auf die 50 Jahre des von 
den USA unterstützten Terrors beziehen 
und zeigen, warum der Auftrag der fünfKu- 
baner eine Notwendigkeit zum Schutz des 
Lebens der Menschen auf Kuba und in den 
USA und für jeden ist, der dort hinreiste 
oder einfach an Bord eines Flugzeugs ging, 
der dann zum unschuldigen Opfer dieser 
Terroristen wurde. 


Deutsch: jBasta Ya! 


Erklärung zum Urteil 
des Elften Bezirksge- 
richtshofs im Fall der 
Cuban Five 


Von der Internationalen Gesellschaft 
Demokratischer Juristen 
12. August 2006 


Die Internationale Gesellschaft Demokrati- 
scher Juristen (IADL), eine Nicht-Regie- 
rungs-Organisation von Juristen mit natio- 
nalen Tochtergesellschaften in allen Konti- 
nenten und beratender Funktion bei ECO- 
SOC [Wirtschafts- und Sozialrat der Ver- 
einten Nationen], verleiht seiner tiefen Ent- 
täuschung Ausdruck darüber, dass die 
Mehrheit der Richter des Elften Bezirksge- 
richtshofs entschieden hat, den Cuban Five 
ein neues Verfahren zu verweigern. 

Die Cuban Five Gerardo Hernändez, An- 
tonio Guerrero, Ramön Labanino, Fernan- 
do Gonzälez und Rene Gonzälez wurden 
1998 verhaftet, Kaution wurde nicht zuge- 
lassen, und 2001 wurden sie aufgrund po- 
litisch motivierter Anklagen wegen ihrer 
Bemühung, terroristische oder andere An- 
griffe gegen Kuba abzuwehren, verurteilt. 

Gerardo Hernändez erhielt zweimal le- 
benslänglich [+ 15 Jahre] Antonio Gerrero 
und Ramön Labaäino erhielten lebensläng- 
lich [Antonio + 10 Jahre, Ramön + 18 Jah- 
re]. 

Fernando Gonzälez und Rene Gonzälez 
erhielten 19 bzw. 15 Jahre. IJADL erklärt die- 
se Strafen für unverschämt; die Beweisla- 
ge, aufgrund derer die Fünf verurteilt wur- 
den, erlaubt kein solches Urteil, und Miami 
war der falsche Ort, diese Fälle zu verhan- 
deln. 

IADL betont, dass im Mai 2005 die Ar- 


beitsgruppe für Willkürliche Inhaftierungen 
der Menschenrechtskommission feststellte, 
dass das Verfahren gegen die Fünf und die 
Urteile einen Verstoß gegen Artikel 14 des 
Internationalen Paktes für Zivile und Poli- 
tische Rechte darstellt, der verordnet, dass 
„jeder das Recht auf eine faire und öffent- 
liche Anhörung haben muss, und zwar vor 
einem kompetenten, unabhängigen und un- 
parteiischen Gericht, das per Gesetz etabliert 
wurde“. 

Das Richtergremium des Elften Bezirks- 
gerichts, das sich die mündlichen Argu- 
mentationen im Februar [es war im März, 
Anm. d. Ü.] 2004 anhörte, erfuhr vom Man- 
gel an Beweisen für die Anklagen und der 
Behauptung, dass die Richterin des Verfah- 
rens einen Fehler begangen habe, als sie den 
Gerichtsort nicht verlegte, und entschied, 
dass ein neues Verfahren nötig sei, weil die- 
ses Verfahren, welches das Gremium als 
„perfekten Sturm von Voreingenommen- 
heit“ bezeichnete, nicht in Miami hätte statt- 
finden dürfen. 

IADL hatte einen „amicus brief“ einge- 
reicht, in dem sie [die IJADL] betont, dass die 
Richterin ein faires Verfahren verweigert 
habe, indem sie es ablehnte, das Verfahren 
aus Miami zu verlegen. IADL erklärt un- 
missverständlich, dass der Befund des ur- 
sprünglichen Richtergremiums sachlich 
und rechtlich einwandfrei war. 

Die Mehrheit der Richter des Elften Be- 
zirksgerichts ignorierte den Befund des ur- 
sprünglichen Gremiums bezüglich der Vor- 
eingenommenheit. Die Richter mit abwei- 
chender Meinung, die Mitglieder des ur- 
sprünglichen Gremiums waren, bezeichne- 
ten die Meinung der Mehrheit als „Ver- 
drängung von Tatsachen‘. Angesichts der 
überwältigenden Beweise für die Voreinge- 
nommenheit der Gesellschaft [in Miami] ge- 
gen jeden, der die kubanische Regierung un- 
terstützt, ist es zutiefst unverständlich, dass 
die Mehrheit diese Voreingenommenheit 
nicht einmal erwähnt. 

IADL glaubt darum, dass es sich hier um 
eine politische Entscheidung handelt, mit 
dem Zweck, die kubanische Gemeinde in 
Miami zu beruhigen. Diese Gemeinde war 
viele Jahre lang in Terrorakte gegen die ku- 
banische Regierung und das kubanische 
Volk verwickelt. Das Ziel der Arbeit der Cu- 
ban Five war es, weitere Aktionen zu ver- 
hindern und Kuba zu schützen. 

Die Informationen, die sie aus öffentlich 
zugänglichen Quellen erhielten, benutzte 
die kubanische Regierung, um ihre Proteste 
beim US State Department gegen illegale 
Überflüge von Gruppen wie den „Brothers 
to the Rescue“ zu unterstreichen. Statt zu 
versuchen, diese illegale Aktivität einzu- 
schränken, richtete das FBI sein Augenmerk 
darauf, die zu finden, die die Beweise für 
diese illegalen Aktivitäten geliefert hatten. 

Dieses Urteil ist nicht das Ende des Beru- 
fungsprozesses. Die Entscheidung des Elften 
Gerichts von Atlanta kann vor den Supre- 
me Court gebracht werden. Das Gremium 
hat noch immer nicht über die anderen Feh- 


ler, die, außer der Frage des Gerichtsorts, in 
der Berufung der Cuban Five angeführt 
wurden, entschieden, und das muss jetzt ge- 
schehen. Die Anwälte der Fünf werden das 
entscheiden. 

IADL wird weiterhin die Cuban Five in 
ihrem Bemühen unterstützen, Gerechtigkeit 
zu bekommen, aus dem Gefängnis entlas- 
sen zu werden und die Aufhebung ihrer Ur- 
teile zu erreichen 
Jitendra Sharma President 
Ms. Jeanne Mirer Secretary General Issued 
on August 12, 2006 
INTERNATIONAL ASSOCIATION OF DE- 
MOCRATIC LAWYERS Office of the Presi- 
dent 17, Lawyers Chamber, Supreme Court, 
New Delhi-110001, INDIA Tel:+00 91 11 
2338 2271 Fax:+00 91 1214 410 2963 js- 
harma@vsnl.com Deutsch: jBasta Ya! 


Im Kampf gegen Mumia las- 
sen seine Gegner keine Gele- 
genheit zur Verhetzung aus 


Seit fast einem Vierteljahrhundert dauert 
nun der Kampf für das Leben und die Frei- 
heit von Mumia Abu-Jamal. 1982 wurde der 
afroamerikanische Journalist und ehemali- 
ges Mitglied der Black Panther Party wegen 
des angeblichen Mords an dem Polizisten 
Daniel Faulkner zum Tode verurteilt. Mumia 
Abu-Jamal beteuert seine Unschuld. Die Ge- 
schworenenjury im Prozess bestand fast 
ausschließlich aus Weißen und der vorsit- 
zende Richter war ein bekannter Rassist. Be- 
lastende Zeugen wurden zur Falschaussagen 
erpresst und die Staatsanwaltschaft unter- 
drückte entlastende Beweise. Seit 1995 
kämpft Abu-Jamal um eine Wiederaufnah- 
me des Verfahrens. Eine alles entscheiden- 
de Anhörung beim Bundesberufungsgericht 
in Pennsylvania soll in den nächsten Mo- 
naten stattfinden. Fällt die Anhörung nega- 
tiv aus, wird der Gouverneur von Pennsyl- 
vania einen neuen Hinrichtungsbefehl un- 
terzeichnen. Schon zweimal wurde der Hin- 
richtungsbefehl nur dank einer massiven öf- 
fentlichen Kampagne aufgehoben. 

Die Philadelphia Zeitungen Inquirer und 
Daily News - wie auch die Journalisten Stu 
Bykofsky und Michael Smerconish - sind die 
immer wieder willigen und aktiven Helfer 
der Gegner Abu-Jamals in ihrer Kampagnen 
für den Vollzug des Todesurteils. Es wird kei- 
ne Möglichkeit ausgelassen, der Öffentlich- 
keit klar zu machen, dass Mumia Abu-Ja- 
mal ein „verurteilter Mörder“ ist und damit 
der wahre Mörder. So wie in einem Quiz der 
Inquirer zum 25-jähriges Jubiläum des Fern- 
sehsenders MTV! Nicht nur das Wissen der 
LeserInnen über Tratsch und Klatsch - wel- 
che SchauspielerInnen lassen sich scheiden 
- oder Sport - welche Sportler wurden we- 
gen Drogenbesitzes oder Doping suspen- 
diert, wann wurde dieser oder jener Tennis- 
spieler geboren - wird geprüft, sondern auch 
über die Politik - auf welchen Staatsmann 


wurde ein Attentat verübt. Mittendrin 
kommt die Frage zum Mord an Faulkner. Um 
sicher zu sein, dass die Leser die Antwort 
nicht übersehen, wird sie ausführlicher dar- 
gestellt. 


999284 = 375 


Am 31. August wird Hassan Shakur (Ge- 
fängnisnummer 999284) der dritte in die- 
sem Monat, der 21. in diesem Jahr und der 
375. Gefangene seit Dezember 1982, der in 
Texas legal ermordet wird, sollte Gouver- 
neur Rick Perry den Hinrichtungsbefehl 
nicht aussetzen. Und das ist höchst un- 
wahrscheinlich, denn der Nachfolger des 
„Texecutioner“ George W. Bush ist genau 
so ein Scharfrichter. Während seiner sech- 
sjährigen Amtszeit als Gouverneur von Te- 
xas unterschrieb Bush mehr als 150 Hin- 
richtungsbefehle. Perry, der mittlerweile 
auch seit 6 Jahren im Amt ist, hat schon 
135 Hinrichtungen auf dem Konto - ein 
weiteres halbes Dutzend sollen bis Ende des 
Jahres folgen, wird aber Bushs grausigen 
und traurigen „Rekord“ damit nicht bre- 
chen können. Wird er aber in November 
wiedergewählt ... anders ausgedrückt, ge- 
genwärtig sitzen fast 400 Häftlinge im To- 
destrakt von Texas, und in den nächsten 
vier Jahren werden sicherlich mehr dazu 
kommen !! 

Hasan Shakur, ein Afroamerikaner, wur- 
de 1998 wegen Mordes an einer euroame- 
rikanischen Frau und ihrem Sohn zum To- 
de verurteilt. Ihm wurde ein inkompeten- 
terPflichtverteidiger zugewiesen - Shakurs 
Pflichtverteidiger wurde zweimal suspen- 
diert; mindestens ein Mitglied der Ge- 
schworenenjury kannte die Verstorbenen 
persönlich; entlastende Beweise wurden 
unterdrückt; seine Kleidung wurde nicht 
nach Schmauchspuren untersucht; es gab 
keine physischen Beweise für eine Tatbe- 
teiligung Shakurs; die Staatsanwalt skiz- 
zierte fünf verschiedene Versionen des 
möglichen Tathergangs, einige bezogen 
sich auf eine andere Straftat, und die Jury 
wurde vom Richter angewiesen, Shakur 
schuldig zu sprechen, sollte eine dieser Ver- 
sionen zutreffen. Die Jury erwähnte nicht, 
welche Version sie überzeugte. Shakur weiß 
nicht genau, weswegen er verurteilt wurde. 

Hasan Shakur, geboren Derrick Wayne 
Frazier, wurde im Gefängnis politisiert. Er 
ist Gründer der Texas-Ortsgruppe der Ge- 
fangenenhilfsorganisation Human Richts 
Coalition (HRC) und Mitglied der New Afri- 
kan Black Panther Party - Prison Chapter 
(NABPP-PC). Ein Ziel der HRC ist es, die 
Angehörigen der Gefangenen zu einer po- 
litischen Lobby für die Rechte der Gefan- 
genen aufzubauen. Die NABPP-PC orien- 
tiert sich an den revolutionären schwarzen 
Gefangenen der 60er und 70er Jahre, wie 
George Jackson, Maroon Shoats, Malcom 
X, und studiert auch wie sie Mao Zse-Dong, 
Franz Fanon und Amilcar Cabral. 
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Unterstützung für 
die israelischen 
Kriegsverweigerer 


Die israelischen Organisationen New Pro- 
file und Yesh Gvul meldn, dass sich viele 
Soldaten und Reservisten der israelischen 
Armee dem Kriegseinsatz im Libanon ent- 
zogen haben und „Hunderte“ ihn verwei- 
gerten. Mindestens zehn Verweigerer sind 
derzeit inhaftiert. Weitere müssen mit Ver- 
fahren rechnen. Drei Beispiele: 

Der 28-jährige Hauptmann Amir Pasteur 
erklärte am 30. Juli, dass „die Teilnahme 
am Krieg den Werten widerspricht, mit de- 
nen ich erzogen worden bin“. Er wurde in 
einem Disziplinarverfahren zu 28 Tagen 
Haft verurteilt, nachdem er seine Unterge- 
benen über seine Entscheidung informiert 
hatte. 

Hauptfeldwebel Omri Zeid weigerte sich, 
dem Befehl nachzukommen, 150 Raketen 
auf das libanesische Dorf Mjadara abzu- 
feuern. Zeid nahm seinen Rucksack und er- 
klärte den anderen Soldaten: „Ich bin nicht 
bereit, Teil einer Armee zu sein, die auf 
Frauen und Kinder schießt.“ Er wurde ei- 
nen Tag später aus der Armee entlassen. Ein 
Verfahren wurde bislang nicht eröffnet. 

Der 23-jährige Hauptfeldwebel D.Y. wei- 
gerte sich, den Reservedienst in den be- 
setzten Gebieten anzutreten. Er erklärte: 
„Ich will nicht dem Apartheidsystem die- 
nen, das der Bevölkerung in den besetzten 
Gebieten von unserer Regierung auferlegt 
wurde. Ich weigere mich auch, an diesem 
sinnlosen Krieg teilzunehmen, wie auch an 
Handlungen, die als Kriegsverbrechen an- 


zusehen sind. Dieser Krieg ist auch schäd- 
lich für die Bevölkerung in Israel.“ Er wur- 
de am 8. August zu 28 Tagen Haft verur- 
teilt. 

Nach Angaben der oben genannten 
Gruppen muss eine größere Zahl von Ver- 
weigerern nicht damit rechnen, sofort an- 
geklagt oder bestraft zu werden. Den mei- 
sten werde von ihren Kommandeuren emp- 
fohlen, sich unerlaubt von der Truppe zu 
entfernen, womit Strafmaßnahmen erst zu 
einem späteren, weniger dringenden Zeit- 
punkt erfolgten. Verweigerer berichten 
auch darüber, dass viele andere den Dienst 
verlassen, indem sie ins Ausland gehen, 
sich unerlaubt entfernen oder sich aus me- 
dizinischen Gründen zurückstellen lassen. 

Connection e.V., eine Organisation, die 
sich international für Kriegsdienstverwei- 
gerer und Deserteure einsetzt, ruft zur Un- 
terstützung auf, unter anderem um Spen- 
den für den Rechtshilfefonds für israelische 
Kriegsdienstverweigerer auf das von 
Connection e.V. eingerichtete Sonderkonto 
70 85 702 bei der Bank für Sozialwirtschaft, 
BLZ 370 20 500. Die Spenden sind steuer- 
lich abzugsfähig. Sie werden an die israe- 
lischen Organisationen weitergeleitet. 
Quelle:  http://Jwww.connection-ev.de/in- 
dex.html 


Bil’in: Israelischer Friedens- 
aktivist verletzt 


Wöchentliche Demonstration in Bil’in* 
(Westbank) nahm tragisches Ende. 


12. August. Einem israelischen Aktivisten 
wurde ein Gummigeschoss während eines 
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gewaltlosen Protestes gegen die Besetzung 
Palästinas in den Kopf geschossen. Er wird 
ernste bleibende Schäden dieser Hirnver- 
letzung davon tragen. Im Moment ist er im 
Krankenhaus in Tel Aviv auf der Hirnchir- 
urgie. 

Als die Demonstration die letzte Straßen- 
kreuzung des Dorfes erreichte, wurden wir 
durch israelische Grenzpolizei angehalten. 
Die Grenzpolizei erklärte, das Gebiet sei ge- 
schlossene Militärzone, und begann un- 
mittelbar darauf, die Demonstranten mit 
Schockgranaten einzudecken, und feuerte 
Mantelgummigranaten. Dann begann die 
Grenzpolizei vorzurücken, sie versuchte, 
die Demonstration zurück in die Dorfmitte 
zu drängen. Die Demonstranten widersetz- 
ten sich und stellten sich den israelischen 
Kräften. Das Voranrücken eines gepanzer- 
ten Fahrzeuges wurde verhindert. Aber die 
meisten Demonstranten wurden durch 
überwältigende Polizeigewalt in das Dorf 
zurückgedrängt. 

Dann wurde einer der Demonstranten 
durch eine Mantelgummigranate ernst ver- 
letzt, welche von einem Grenzpolizisten ab- 
gefeuert wurde (ein Schuss traf seinen Kopf 
und ein anderer traf seinen Hals). Die Poli- 
zei weigerte sich, die schwere Verletzung 
zur Kenntnis zu nehmen, und erst nach hef- 
tigem Rufen ließen sie einen Krankenwa- 
gen durch. 

Die Demonstration war zahlreicher be- 
sucht als die wöchentlichen Demonstratio- 
nen in Bil’in. Zu den üblichen palästinen- 
sischen und israelischen Aktivisten kamen 
ungefähr 100 Internationalisten, Interna- 
tional Solidarity Movement Leute (ISM) 
und Teilnehmer der Queeruption Tel-Aviv 
2006. Am Mittag begann der Umzug zum 
Teilungszaun. Das Thema des Umzuges war 
gegen den Krieg im Libanon. Libanesische 
Fahnen wurden getragen. Ebenso wurde ei- 
ne große Fahne getragen, welche auf he- 
bräisch die Soldaten zur Verweigerung des 
Kriegsdienst und zur Verweigerung ge- 
genüber Kriegsverbrechen aufrief. 
http://www.arendt-art.de/deutsch/palesti- 
na/texte/bilin.htm 


* Bil’in ist ein Dorf auf der Westbank (des Jordans) 
in Palestina. Es ist sehr Nahe an Ramallah und der 
israelischen Westbankmauer. Um die 60 Prozent 
des Agrarlandes des Dorfes wurde durch den Mau- 
erbau und israelische Siedlungen zerstört. 


Israelischer Verweigerer erläutert auf der 
großen Antikriegsdemonstration am 5.8 in 
Tel Aviv vor 10.000 Teilnehmenden seine 
Beweggründe. 
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